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Hinweis:
Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlich-
ten Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.
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zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: Newsletter anklicken.
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I.

2123

Änderung 
der Gebührenordnung für die Durchführung der 
Qualitätssicherung von Röntgen einrichtungen 

durch die Zahnärztliche Stelle Nordrhein- 
Westfalen gemäß § 17 a der Verordnung über den 

Schutz vor Schäden durch Röntgenstrahlen 
(Röntgenverordnung-RöV) 

vom 3. Juni und 26. November 2016

Die Kammerversammlung der Zahnärztekammer West-
falen-Lippe hat am 3. Juni und 26. November 2016 auf-
grund des § 23 Abs. 1 i. V. m. § 9 Abs. 5 des Heilberufsge-
setzes vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. S.  403), zuletzt 
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 26. April 2016 
(GV. NRW. S. 230), folgende Änderung der Gebührenord-
nung für die Durchführung der Qualitätssicherung von 
Röntgeneinrichtungen durch die Zahnärztliche Stelle 
Nordrhein-Westfalen gemäß §  17a der Verordnung über 
den Schutz vor Schäden durch Röntgenstrahlen (Rönt-
genverordnung-RöV) vom 29. November 2003 beschlos-
sen:

Artikel 1

Die Gebührenordnung für die Durchführung der Quali-
tätssicherung von Röntgeneinrichtungen durch die 
Zahnärztliche Stelle Nordrhein-Westfalen gemäß §  17a 
der Verordnung über den Schutz vor Schäden durch 
Röntgenstrahlen (Röntgenverordnung – RöV) vom 29. 
November 2003 (MBl. NRW. 2004  S.  361), zuletzt geän-
dert am 20.05.2011 (MBl. NRW. S. 395) wird wie folgt ge-
ändert:

1.   In der Bezeichnung der Gebührenordnung werden die 
Worte „vom 29. November 2003“ gestrichen.

2.  § 1 Absatz 1 erhält folgende neue Fassung:

  „(1) Für die Durchführung der Qualitätssicherung 
bei Röntgeneinrichtungen nach §  17a RöV werden 
folgende Gebühren je Prüfung und Wiederholungs-
prüfung erhoben:

 –  für analoge Bildempfängersysteme (Tubus, OPT, 
FRS) 120 €

 –  für digitale Bildempfängersysteme (Tubus, OPT, 
FRS) 130 €

 –  für DVT-Geräte (vier Aufnahmen) 190 €

 –  für DVT-Geräte (acht Aufnahmen) 290 €.“

Artikel 2

Diese Änderung tritt am Tage nach ihrer Veröffentli-
chung im Ministerialblatt für das Land Nordrhein-West-
falen in Kraft.

Genehmigt:

Düsseldorf, den 30. März 2017

Ministerium für Gesundheit,
Emanzipation, Pfl ege und Alter

des Landes Nordrhein-Westfalen

Az. 222-G.0923

Im Auftrag

H a m m

Ausgefertigt:

Münster, den 5. April 2017

Dr. Klaus  B a r t l i n g

Präsident der Zahnärztekammer
Westfalen-Lippe

– MBl. NRW. 2017 S. 216

2123

Gebührenordnung 
für die Überprüfung der Fachkunde im Strahlen-

schutz im Wege eines Fachgespräches 
vom 26. November 2016

Die Kammerversammlung der Zahnärztekammer West-
falen-Lippe hat am 26. November 2016 aufgrund des 
§ 23 Abs. 1 i.V. m. § 9 Abs. 5 des Heilberufsgesetzes vom 
9. Mai 2000 (GV. NRW. S.  403), zuletzt geändert durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 26. April 2016 (GV. NRW. 
S. 230), folgende Gebührenordnung für die Überprüfung 
der Fachkunde im Strahlenschutz im Wege eines Fachge-
spräches beschlossen:

§ 1

(1) Für die Überprüfung der Fachkunde im Strahlen-
schutz im Wege eines Fachgesprächs werden 630  € als 
Gebühr erhoben.

(2) Schuldner der Gebühr ist die/der zu Überprüfende.

(3) Der Gebührenschuldner ist vorleistungsverpfl ichtet. 
Der Eingang der Gebühr  auf dem Konto der Zahnärzte-
kammer ist Voraussetzung für die Ladung zum Fach-
gespräch und die weitere Bearbeitung durch die Kam-
mer. Die Ladung zum Fachgespräch erfolgt mit einer 
Frist von 4 Wochen. 

(4) Bei Wiederholung des Fachgesprächs wird die Ge-
bühr erneut fällig. 

(5) Bei Absage bis spätestens 14 Tage vor dem Termin 
wird die Gebühr zurückgezahlt. Bei Absage bis spätes-
tens 7 Tage vor dem Termin wird die Hälfte der Gebühr 
zurückgezahlt.

(6) Bei Nichterscheinen im Termin oder nicht rechtzeiti-
ger Absage (weniger als 7 Tage vor Termin) erfolgt keine 
Rückzahlung der Gebühr. Dies gilt auch bei Rücktritt im 
Termin.

§ 2

Diese Gebührenordnung tritt am Tage nach ihrer Veröf-
fentlichung im Ministerialblatt für das Land Nordrhein-
Westfalen in Kraft.

Genehmigt:

Düsseldorf, den 30. März 2017

Ministerium für Gesundheit,
Emanzipation, Pfl ege und Alter

des Landes Nordrhein-Westfalen

Az. 222-G.0923

Im Auftrag

H a m m

Ausgefertigt:

Münster, den 5. April 2017

Dr. Klaus  B a r t l i n g

Präsident der Zahnärztekammer
Westfalen-Lippe

– MBl. NRW. 2017 S. 216
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2430

Richtlinie 
über die Gewährung von Zuwendungen 

für Maßnahmen gemäß § 96 des Gesetzes über 
die Angelegenheiten der Vertriebenen und Flücht-

linge (Bundesvertriebenengesetz – BVFG)
durch das Land Nordrhein-Westfalen

Runderlass des Ministeriums für Familie, Kinder, 
Jugend, Kultur und Sport 

des Landes Nordrhein-Westfalen 
vom 4. April 2017

1. 
Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1
Das Land NRW gewährt auf Grundlage des §  96 des 
Bundesvertriebenengesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 10. August 2007 (BGBl. I S. 1902), das zu-
letzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 20. November 
2015 (BGBl.  I S.  2010) geändert worden ist, nach Maß-
gabe dieser Richtlinien und den Verwaltungsvorschriften 
zu §  44 Landeshaushaltsordnung (LHO) Zuwendungen 
für Projekte, die sich auf die Kultur und Geschichte in 
den ehemaligen deutschen Ostgebieten und den deut-
schen Siedlungsgebieten, vor allem in Mittel-, Ost- und 
Südosteuropa, beziehen. Zielgruppen sind die in den §§ 1 
bis 6 des Bundesvertriebenengesetzes genannten Perso-
nenkreise. 

1.2
Ein Anspruch der Antragstellerin oder des Antragstellers 
auf Gewährung der Zuwendung besteht nicht, vielmehr 
entscheidet die Bewilligungsbehörde aufgrund ihres 
pfl ichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel.

2.
Gegenstand der Förderung

Gefördert werden kulturbezogene Projekte und Projekte 
der (historisch-) politischen Bildung. Die Maßnahmen 
sollen die Wechselbeziehungen zwischen den Deutschen 
und ihren östlichen Nachbarn angemessen berücksichti-
gen.

2.1
Die Projekte und Maßnahmen können insbesondere in 
folgender Form durchgeführt werden: 

a)
Veranstaltungen, z. B. Vorträge, Seminare, Workshops, 

b)
musikalische oder tänzerische Darbietungen und Begeg-
nungen im Inland und Herkunftsland, 

c)
Veröffentlichungen wissenschaftlicher und künstleri-
scher Art, soweit der Umgang mit eventuellen Einnah-
men (Verkaufseinnahmen) klar geregelt wird oder 

d)
Ausstellungen, sofern mit dem Förderantrag eine aussa-
gekräftige Ausstellungsbeschreibung vorgelegt wird.

2.2
Vorrang haben Maßnahmen, in die Personen, Institutio-
nen oder Kulturgüter des Herkunftslandes einbezogen 
werden (grenzüberschreitende Maßnahmen). Im Einzel-
nen können dabei folgende Maßnahmen gefördert wer-
den:

a)
Veranstaltungen unter Beteiligung von Staatsangehöri-
gen der Herkunftsländer,

b)
Ausstellungen unter pädagogischer Begleitung mit Orts-
wechseln zwischen Inland und Herkunftsland oder

c)
zeitweiliger oder dauernder Austausch von Kulturgütern 
mit dem Herkunftsland.

Weiterhin zählen dazu auch Maßnahmen in Nordrhein-
Westfalen mit Auslandsbezug. Außerdem solche Maßnah-
men, die in Zusammenarbeit mit Institutionen und Or-
ganisationen des allgemeinen Kultur-, Bildungs- und 
Wissenschaftsbereichs durchgeführt werden.

3. 
Zuwendungsempfängerin oder Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfängerin oder  Zuwendungsempfänger 
sind 

3.1
natürliche Personen oder

3.2
juristische Personen des privaten Rechts.

4.
Zuwendungsvoraussetzung

Maßnahmen, die dem Gedanken der Völkerverständigung 
zuwiderlaufen, sind von der Förderung ausgeschlossen.

5.
Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.1
Zuwendungsart 

Projektförderung

5.2
Finanzierungsart

Anteilfi nanzierung

5.3
Form der Zuwendung 

Zuschuss

5.4
Bemessungsgrundlage:

5.4.1
Gefördert werden nachfolgend aufgeführte, notwendige 
und angemessene Personal- und Sachausgaben (ohne In-
vestitionen):

5.4.1.1
In begründeten Einzelfällen können Personalausgaben 
als zuwendungsfähig anerkannt werden, wenn sie dem 
jeweiligen Projekt zugeordnet werden können.

5.4.1.2
Honorare und Reisekostenerstattungen für Referentin-
nen und Referenten (5.4.1.2.1 bis 5.4.1.2.3), für Dolmet-
scherinnen und Dolmetscher sowie für Künstlerinnen 
und Künstler oder Künstlergruppen können mit folgen-
den Beträgen einschließlich gegebenenfalls anfallender 
Umsatzsteuer als zuwendungsfähig anerkannt werden:

5.4.1.2.1
Bis zu 100 Euro pro 45 Minuten für einen einfachen Vor-
trag oder für die Leitung von Diskussionen und Arbeits-
kreisen, die sich an Vorträge oder Berichte anschließen.

5.4.1.2.2
Bis zu 175 Euro pro 45 Minuten für Vorträge und Be-
richte, einschließlich der Leitung von Diskussionen, die 
eine aufwändigere Vorbereitung erfordern.

5.4.1.2.3
Bis zu 250 Euro pro 45 Minuten für besonders qualifi -
zierte Vorträge (zum Beispiel durch Hochschullehrerin-
nen oder Hochschullehrer).

5.4.1.2.4
Für Leistungen von Dolmetscherinnen oder Dolmet-
schern kann ein Honorarsatz in Höhe von bis zu 75 Euro 
pro 60 Minuten als zuwendungsfähig anerkannt werden.

5.4.1.2.5
Für Künstlerinnen und Künstler oder Künstlergruppen 
(maximal 20 Personen, einschließlich der Leitung) gilt 
ein Honorarsatz je Person in Höhe von bis zu 200 Euro 
pro Tag (maximaler Höchstbetrag für ein gefördertes 
Projekt: 5 000 Euro) als zuwendungsfähig. Hierbei muss 
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d)
Erfolgskontrolle (Anlage 5) und

e)
Hinweis auf Nutzung der Logos.

7.
Verfahren

7.1
Antragsverfahren

7.1.1
Antragstellung

Die Anträge sind für das 1. Halbjahr bis zum 31. Oktober 
des Vorjahres, für das 2. Halbjahr bis zum 30. April bei 
der Bewilligungsbehörde einzureichen.

7.1.2
Antragsunterlagen

Für das Antragsverfahren ist das Muster der Anlage 1 zu 
verwenden.

7.2
Bewilligungsverfahren

7.2.1
Für die Bewilligung ist das Muster der Anlage 2 zu ver-
wenden.

7.2.2
Bewilligungsbehörde

Bewilligungsbehörde ist für

7.2.2.1
Maßnahmen, die in Nordrhein-Westfalen durchgeführt 
werden sollen, die Bezirksregierung, in deren Bezirk die 
Antragstellerin oder der Antragsteller ihren bzw. seinen 
Sitz hat,

7.2.2.2
Maßnahmen in Nordrhein-Westfalen von Antragstelle-
rinnen und Antragstellern mit Sitz außerhalb Nord-
rhein-Westfalens die Bezirksregierung Düsseldorf,

7.2.2.3
Maßnahmen in Rumänien die Bezirksregierung Arns-
berg,

7.2.2.4
Maßnahmen in Russland die Bezirksregierung Detmold,

7.2.2.5
Maßnahmen in Polen die Bezirksregierung Köln,

7.2.2.6
Maßnahmen in allen übrigen Staaten Ost-, Ostmittel- 
und Südosteuropas sowie für Maßnahmen, bei denen 
mehrere Bezirksregierungen zuständig wären, die Be-
zirksregierung Münster.

7.2.2.7
Die oberste Landesbehörde kann in besonderen Einzel-
fällen eine gesonderte Zuständigkeit festlegen.

7.3
Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

Die Zuwendung wird gemäß den Regelungen des Zuwen-
dungsbescheides auf Anforderung ausgezahlt. Für Mit-
telanforderungen ist das von der Bewilligungsbehörde 
vorgegebene Formular nach dem Muster der Anlage 3 zu 
verwenden.

7.4
Verwendungsnachweis

Der Verwendungsnachweis ist in deutscher Sprache und 
nach in € umgerechneten Beträgen spätestens innerhalb 
von drei Monaten nach Ablauf des Bewilligungszeitrau-
mes nach dem Muster der Anlagen 4 und 5 bei der zu-
ständigen Bewilligungsbehörde vorzulegen.

es sich um Gruppen mit berufl ichem Schwerpunkt in den 
betreffenden Kunstbereichen handeln.

5.4.1.2.6
Für die unter 5.4.1.2 genannten Personen oder Gruppen 
sind Reisekostenerstattungen in Höhe der jeweils für 
Landesbedienstete geltenden Bestimmungen (Landesrei-
sekostengesetz – LRKG – in der jeweils gültigen Fas-
sung) zuwendungsfähig.

5.4.1.3
Für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer bei Veranstal-
tungen im Ausland sowie bei Veranstaltungen in Nord-
rhein-Westfalen für ausländische Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer sind Ausgaben für Fahrten maximal in Höhe 
von 50 Prozent der Ausgaben für die Bahnfahrkarte 2. 
Klasse (Gruppenfahrt) zuwendungsfähig. Sofern der 
Zielort nicht mit öffentlichen Verkehrsmitteln erreichbar 
ist, erhöht sich der Prozentsatz aus Satz  1 auf 55 Pro-
zent. Im Übrigen können bei Veranstaltungen in Nord-
rhein-Westfalen keine Fahrtkosten als zuwendungsfähig 
anerkannt werden.

5.4.1.4
Soweit Laiengruppen das Programm künstlerisch we-
sentlich mitgestalten oder ganz bestreiten, ist pro Mit-
glied ein Honorar in Höhe von bis zu 30 Euro pro Tag zu-
wendungsfähig (maximaler Höchstbetrag für ein 
gefördertes Projekt: 1 000 €).

Die Bewilligungsbehörde kann Ausgaben für Fahrtkos-
ten in begründeten Einzelfällen als zuwendungsfähig 
anerkennen. Insoweit ist Nr. 5.4.1.3 anzuwenden.

5.4.1.5
Sachausgaben

können als zuwendungsfähig anerkannt werden, wenn 
sie dem jeweiligen Projekt zugeordnet werden können.

5.4.1.6
Bürgerschaftliches Engagement kann auf Grundlage der 
Richtlinie zur Berücksichtigung von bürgerschaftlichem 
Engagement bei der Gewährung von Zuwendungen im 
Bereich des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, 
Kultur und Sport vom 1. April 2013 (MBl. NRW. S. 158) 
in der jeweils geltenden Fassung als zuwendungsfähige 
Ausgabe anerkannt werden.

5.4.1.7
Die Förderung von Vortragsveranstaltungen, Arbeitsta-
gungen, Ausstellungen und Begegnungen ist von der Er-
hebung angemessener Teilnehmerbeiträge und Entgelte 
abhängig zu machen. Eine Ausnahme kann in begründe-
ten Einzelfällen von der Bewilligungsbehörde zugelassen 
werden. 

5.4.1.8
Verkaufseinnahmen aus Veröffentlichungen wissen-
schaftlicher und künstlerischer Art mindern die zuwen-
dungsfähigen Ausgaben; sie sind bis zur Vorlage des Ver-
wendungsnachweises zu berücksichtigen.

5.4.2
Die Höhe der Förderung beträgt bis zu 80 Prozent der 
zuwendungsfähigen Gesamtausgaben. Die Zuwendungs-
höhe muss abweichend von Nr. 1.1 VV zu § 44 LHO mehr 
als 1 000 Euro (zuwendungsfähige Gesamtausgaben: 
mindestens 1 251 Euro) betragen, bei der Förderung von 
Veranstaltungen zur Pfl ege des Brauchtums oder solcher 
religiöser Art mehr als 500 Euro (zuwendungsfähige Ge-
samtausgaben: mindestens 626 Euro).
6.
Sonstige Zuwendungsbestimmungen

In den Zuwendungsbescheid sind folgende Aufl agen auf-
zunehmen:

a)
Erhebung von Teilnehmerbeiträgen und Entgelten 
(Nr. 5.4.1.7),

b)
Berücksichtigung von Verkaufserlösen (Nr. 5.4.1.8),

c)
Verwendungsnachweis (Anlage 4, Hinweis auf Abgabe-
frist),
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8.

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

8.1
Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. April 2017 in 
Kraft und am 31. März 2022 außer Kraft. Sie gilt für 
 Bewilligungszeiträume ab dem 1. Januar 2018.

8.2
Der Runderlass des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales vom 1. Oktober 1993 (MBl. NRW. S. 1726) 
tritt am 31. Dezember 2017 außer Kraft. Für im Haus-
haltsjahr 2017 oder davor ergangene Bewilligungen ist 
dieser Runderlass bis zu diesem Zeitpunkt weiterhin an-
zuwenden.

Anlage 1 – Antragsformular

Anlage 2 – Zuwendungsbescheid

Anlage 3 – Mittelanforderung

Anlage 4 – Verwendungsnachweis

Anlage 5 – Erfolgskontrolle
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Z U W E N D U N G S B E S C H E I D 
(Projektförderung) 

 
Zuwendung des Landes Nordrhein-Westfalen im Haushaltsjahr 
XXXX 
Förderung einer Maßnahme gemäß der Richtlinie über die Gewährung 
von Zuwendungen für Maßnahmen gemäß § 96 des Gesetzes über 
die Angelegenheiten der Vertriebenen und Flüchtlinge (Bundesvertrie-
benengesetz – BVFG) durch das Land Nordrhein-Westfalen 
vom……… 
 
Antrag vom………… 

 
 
I. 

Bewilligung 
 
 

Sehr geehrte/r 
 
1. Bewilligungszeitraum/-höhe 
 

auf Ihren oben angegebenen Antrag bewillige ich Ihnen 
für die Zeit vom                            (Bewilligungszeitraum) 

eine Zuwendung in Höhe von 
 
€  
 
 

(in Worten:                                                      Euro). 

 

Anlage 2 
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2. Zur Durchführung folgender Maßnahme (Durchführungszeitraum) 
 
Die Maßnahme zum Thema 
ist, wie im Antrag dokumentiert, in der Zeit vom                     
bis                               in                             durchzuführen (Durchfüh-
rungszeitraum). 
 
Gegenstände, die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks erworben 
oder hergestellt werden, sind für den Zuwendungszweck zu verwen-
den und sorgfältig zu behandeln. Anschließend kann über die Gegen-
stände sachgerecht verfügt werden.  
 
3. Finanzierungsart/-höhe 
 
Die Zuwendung wird in Form einer Anteilfinanzierung in Höhe von 
      Prozent zu den zuwendungsfähigen Gesamtausgaben in Höhe 
von               Euro als Zuschuss aus Ausgabemitteln des Haushalts-
jahres XXXX gewährt (Höchstbetrag siehe Zuwendungsbetrag). 
 
4. Zuwendungsfähige Gesamtausgaben 
 
Die unter 3. angegebenen zuwendungsfähigen Gesamtausgaben 
wurden wie folgt ermittelt: 
 
 
 
 
 
 
5. Auszahlung 
 
Die Zuwendung wird auf Ihre Anforderung nach den Nrn. 1.4 und 1.4.1 
der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projekt-
förderung (ANBest-P) ausgezahlt und auf das im Antrag bezeichnete 
Konto überwiesen. Das Formular „Auszahlungsanordnung“ ist zu ver-
wenden. 
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Seite 3 von 5 II. 
Nebenbestimmungen 

 
Die beigefügten ANBest-P sind Bestandteil dieses Bescheides. Ich 
weise insbesondere auf die Mitteilungspflichten nach Nr. 5 ANBest-P 
hin. 
 
Abweichend oder ergänzend wird Folgendes bestimmt: 
 
a) Auf die Erhebung angemessener Teilnehmerbeiträge und Entgelte 

gemäß Punkt 5.4.1.7 der Richtlinie über die Gewährung von Zu-
wendungen für Maßnahmen gemäß § 96 des Gesetzes über die 
Angelegenheiten der Vertriebenen und Flüchtlinge (Bundesver-
triebenengesetz – BVFG) durch das Land Nordrhein-Westfalen 
(Runderlass des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur 
und Sport des Landes Nordrhein-Westfalen vom XX.XX.2017) 
wird hingewiesen. 

 
b) Verkaufseinnahmen aus Veröffentlichungen wissenschaftlicher 

und künstlerischer Art mindern gemäß Punkt 5.4.1.8 der unter a) 
genannten Richtlinie die zuwendungsfähigen Ausgaben. Sie sind 
bis zur Vorlage des Verwendungsnachweises zu berücksichtigen. 

 
c) Es ist ein Verwendungsnachweis nach beigefügtem Muster - er-

gänzt um den Fragebogen zur Erfolgskontrolle - spätestens inner-
halb von 3 Monaten nach Ablauf des Bewilligungszeitraumes vor-
zulegen. 

 
d) Die Förderung durch die Landeszentrale für politische Bildung 

NRW im Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport 
des Landes Nordrhein-Westfalen (MFKJKS) ist an geeigneter Stel-
le deutlich hervorzuheben. Die Logos der Landeszentrale und des 
MFKJKS können aus diesem Grunde zur Verfügung gestellt wer-
den. 

 
III. 

Hinweise 
 
Da die Zuwendung erst nach Ablauf der Rechtsbehelfsfrist ausgezahlt 
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Seite 4 von 5 werden darf (in der Regel ein Monat nach Zustellung), können Sie die 
Auszahlung beschleunigen, wenn Sie auf einen Rechtsbehelf verzich-
ten. 
 
Ich weise zudem darauf hin, dass aus dieser Bewilligung nicht ge-
schlossen werden kann, dass die Förderung auch in künftigen Haus-
haltsjahren im bisherigen Umfang erfolgt. 
 
Es ist nicht auszuschließen, dass die Entwicklung der Haushaltslage 
des Landes NRW Kürzungen von Zuwendungen im Rahmen der 
Haushaltsplanung erfordert oder Zuwendungen deswegen ganz entfal-
len. 
 
Ich bitte Sie, dieses Finanzierungsrisiko, insbesondere bei Abschluss, 
Änderung oder Verlängerung von Verträgen (zum Beispiel für Mietob-
jekte oder für Personal), zu berücksichtigen. 
 

IV. 
Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe Klage bei dem Verwaltungsgericht 
1. Aachen, Adalbertsteinweg 92, 52070 Aachen, 
2. Arnsberg, Jägerstr. 1, 59821 Arnsberg, 
3. Düsseldorf, Bastionstr. 39, 40213 Düsseldorf, 
4. Gelsenkirchen, Bahnhofsvorplatz 3, 45879 Gelsenkirchen, 
5. Köln, Appellhofplatz , 50667 Köln, 
6. Minden, Königswall 8, 32423 Minden/Westfalen, 
7. Münster, Piusallee 38, 48147 Münster, 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle dieses Gerichts erhoben werden. 
 
Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe der Ver-
ordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungs-
gerichten und Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen 
(ERVVO VG/FG) vom 7.11.2012 (GV.NRW S. 548) in der jeweils gel-
tenden Fassung eingereicht werden.  
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Seite 5 von 5 Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten elektroni-
schen Signatur nach § 2 Nr.3 des Signaturgesetzes vom 16.05.2001 
(BGBl. I S. 876) in der jeweils geltenden Fassung versehen sein und 
an die elektronische Poststelle des Gerichts übermittelt werden. 
 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des 
Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthal-
ten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sol-
len angegeben werden, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift 
oder Abschrift beigefügt werden. Der Klage sollen Abschriften für die 
übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
 
Hinweise zur Klageerhebung in elektronischer Form und zum elektro-
nischen Rechtsverkehr finden Sie auf der Homepage des Oberverwal-
tungsgerichts Nordrhein-Westfalen und des oben genannten Verwal-
tungsgerichts.  
 
Bei der Verwendung der elektronischen Form sind besondere techni-
sche Rahmenbedingungen zu beachten. Diese besonderen techni-
schen Voraussetzungen sind unter www.egvp.de aufgeführt. 
 
Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtig-
ten versäumt werden sollte, würde dessen Verschulden Ihnen zuge-
rechnet. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
 
Anlagen: 
Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförde-
rung (ANBest-P) 
Vordruck Auszahlungsanforderung 
Vordruck Verwendungsnachweis 
Vordruck Fragebogen zur Erfolgskontrolle 
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Anlage 3 
 

Auszahlung der Zuwendung 
 
 

Absender oder Absenderin Ort, Datum 
 
 
Telefon 
 
 

Bewilligungsbehörde 
 
 
 
 
 
 

Eingangsstempel 
 
 
 
 
 
 

 
Bezug: Zuwendungsbescheid 
 
vom (Datum) 
 
 

Aktenzeichen 
 
 

Zweck 
 
 
 
 
 
Der Bescheid ist bestandskräftig 
 

 durch Ablauf der Rechtsbehelfsfrist; Klage wurde nicht erhoben. 
 durch Rechtsbehelfsverzicht, der hiermit – soweit es sich um die erste 

Auszahlung handelt – ausdrücklich erklärt wird.
 
Die bewilligte Zuwendung wird unter Beachtung der Nr. 1.4 der Allgemeinen 
Nebenbestimmungen (ANBest-P) 
 
 

 in voller Höhe von 
 

 in Höhe eines Teilbetrages von 
 
angefordert. 

Euro
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Begründung: 
Der Mittelbedarf ist gegeben, weil die Zuwendung voraussichtlich innerhalb von zwei Monaten 
nach Auszahlung für fällige Zahlungen im Rahmen des Zuwendungszweckes benötigt wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Die bereits erhaltenen Teilbeträge von insgesamt 
 
  

Euro 
 

 

 
sind zweckentsprechend verwendet worden. 
 

 Es sind bisher keine Teilbeträge ausgezahlt worden. 
 
 
Ich bitte um Überweisung auf mein Konto / das Konto des (Name des 
Kontoinhabers). 
 
 
 
IBAN: 
 
 

BIC: 
 

 

Sonstiges: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ort, Datum 
 
 
 

Rechtsverbindliche Unterschrift 
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Anlage 4 
 
 
 
 
 
 
(Zuwendungsempfänger oder Zuwendungsempfängerin) 
 
 
 
 
 
 
 
An die Bezirksregierung 
 
 
 
 
 
 
 

Verwendungsnachweis 
 

 
Zuwendung des Landes Nordrhein-Westfalen im Haushaltsjahr XXXX 
Förderung einer Maßnahme gemäß der Richtlinie über die Gewährung von Zuwen-
dungen für Maßnahmen gemäß § 96 des Gesetzes über die Angelegenheiten der 
Vertriebenen und Flüchtlinge (Bundesvertriebenengesetz – BVFG) durch das Land 
Nordrhein-Westfalen vom……… 

 
Geförderte Maßnahme (Zuwendungszweck): 
 
 
 
 
 
 
 
Durch Zuwendungsbescheid der Bezirksregierung……………………… 
 
vom:                              Az.:                                        
 
wurden zur Finanzierung der o. a. Maßnahme insgesamt _________________ Euro 
bewilligt 
 
 
Es wurden ausgezahlt                                                        _________________ Euro 
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I. Sachbericht 
 
 
 Titel und eingehende Darstellung der durchgeführten Maßnahme 
(Begründung für die Notwendigkeit - gegebenenfalls unter Einbeziehung wissen-
schaftlicher Erkenntnisse, Durchführungszeitraum, Veranstaltungsort/e, Anzahl der 
Teilnehmenden, Kooperationspartner, Wirksamkeit in den Medien – in diesem Fall 
bitte Presseartikel beifügen, Zielerreichung und Auswirkungen der Maßnahme). 
 
Bei grenzüberschreitenden Maßnahmen ist zusätzlich eine Darstellung erforder-
lich, die aufzeigt, in welcher Weise Staatsangehörige oder Institutionen des Her-
kunftslandes/der Herkunftsländer in die Maßnahme eingebunden waren und wie 
dem Gedanken der Völkerverständigung Rechnung getragen wurde. 
 
Eventuelle zuwendungsfähige Ausgaben zum bürgerschaftlichen Engagement 
sind auf der Grundlage der „Richtlinie zur Berücksichtigung von bürgerschaftlichem 
Engagement bei der Gewährung von Zuwendungen im Bereich des Ministeriums 
für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport vom 1. April 2013 (MBl.NRW. S. 158)“ 
in der jeweils geltenden Fassung darzustellen. 
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II. Zahlenmäßiger Nachweis 

 
 
1. Einnahmen 
 
 
Art 
Eigenanteil, Leistungen Dritter, 
Zuwendungen 

 

 
Laut anerkanntem 

Finanzierungsplan im 
Zuwendungsbescheid 
vom………………… 

 

 
Laut Abrechnung 

 
Eigenanteil 
 

Euro Prozent Euro Prozent 

 
Bürgerschaftliches Engagement 
 

    

 
Teilnahmebeiträge, Entgelte  
und Ähnliches 
 

    

 
Leistungen Dritter 
(ohne öffentliche Förderung) 
 

    

 
Bewilligte öffentliche Förderungen 
durch: 
 
_______________________________ 
 
_______________________________ 
 
_______________________________ 
 
 

    

 
Zuwendung des Landes NRW 
 

    

 
Insgesamt 
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2. Ausgaben 
 

 
Ausgabengliederung  

(bitte Originalbelege beifügen) 

 
Laut anerkanntem 

Finanzierungsplan im 
Zuwendungsbescheid 
vom………………… 

 

 
Laut Abrechnung 

 

 
Empfänger und Grund der Zahlung, 
laufende Beleg-Nr., Tag der Auszah-
lung, 
(hier sind gegebenenfalls auch Ausgaben für 
bürgerschaftliches Engagement einzugeben) 

 
insgesamt 

 

davon 
zuwen-

dungsfähig

 
insgesamt 

davon 
zuwen-

dungsfähig
Euro 

 
Euro Euro Euro 

 

 
 

    

 
 

    

     

     

     

     

     

     

     

     

     

     

     

     

     

 
Insgesamt 
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III. Ist-Ergebnis 

 
  

Laut anerkanntem 
Finanzierungsplan im 
Zuwendungsbescheid 
vom………………… 

Euro

 
Ist-Ergebnis 
laut Abrechnung 

 
Euro 

 
Einnahmen 
 

  

 
Ausgaben 
 

  

 
Mehrausgaben 

 
Minderausgaben 
 

  

 
 
 

IV. Bestätigungen 
 
 
 
Es wird bestätigt, dass 
 
 die Allgemeinen Nebenbestimmungen (ANBest-P) und die besonderen Nebenbe-

stimmungen des Zuwendungsbescheides beachtet wurden, 
 
 die in den Belegen enthaltenen Angaben richtig sind, die Ausgaben notwendig 

waren und wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist, 
 
 der Fragebogen zur Erfolgskontrolle beigefügt und wahrheitsgemäß beantwortet 

wurde, 
 

 die Inventarisierung der mit der Zuwendung beschafften Gegenstände, sofern 
deren Anschaffungs- bzw. Herstellungswert 410 Euro übersteigt, vorgenommen 
wurde. 
 

 
 
 
____________________________ ___________________________________ 
        (Datum)                                   (Unterschrift der vertretungsberechtigten Person) 
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V. Ergebnis der Prüfung durch die Bewilligungsbehörde 
 
 
Der Verwendungsnachweis wurde anhand der vorliegenden Unterlagen geprüft. Es 
ergaben sich keine – die nachstehenden – Beanstandungen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
____________________________              ____________________________     
                             (Ort/Datum)                                                         (Unterschrift)                                    
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Anlage 5 
 
Fragebogen zur Erfolgskontrolle bei der Förderung von Maßnahmen gemäß der 
Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen für Maßnahmen gemäß § 96 
des Gesetzes über die Angelegenheiten der Vertriebenen und Flüchtlinge 
(Bundesvertriebenengesetz – BVFG) durch das Land Nordrhein-Westfalen 
vom……… 
 

Bitte beantworten Sie die nachstehenden Fragen zu Ihrem aus Landesmitteln geför-

derten Projekt. Senden Sie die vollständige Rückantwort zusammen mit dem Ver-

wendungsnachweis für die Maßnahme an die Bewilligungsbehörde (Bezirksregierung 

XXX). 

 

Folgende Angaben sind schriftlich einzureichen: 

1. Name der Zuwendungsempfängerin/des Zuwendungsempfängers. 

2. Bezeichnung des geförderten Projekts. 

3. Förderzeitraum/Berichtszeitraum. 

4. Projektbeschreibung und Beschreibung der Ziele, die nach § 96 BVFG und nach 

den hierzu erlassenen Förderrichtlinien erreicht werden sollen. 

5. Zielerreichungs- und Wirkungskontrolle:  

a) Inwieweit wurden Ihre geplanten Ziele (siehe Nr. 4) mit dem Projekt tatsäch-

lich realisiert?  

b) Haben Sie Änderungen an der ursprünglichen Konzeption hinsichtlich der 

zeitlichen Abläufe oder inhaltlichen Aspekte vorgenommen? Falls ja, erläu-

tern Sie diese bitte. 

6. Erfolgskontrolle quantitativ: 

a) Anzahl der tatsächlichen Besucher/-innen oder Teilnehmer/-innen, Anzahl 

der Buchverkäufe oder Veröffentlichungen etc. 

Mit welchen Zahlen haben Sie bei der Projektplanung gerechnet? 

b) Inwieweit wurde die interessierte Öffentlichkeit erreicht, gab es ein Presse-

echo etc.? 

7. Erfolgskontrolle qualitativ:  

a) Wie bewerten Sie den kulturbezogenen Erfolg Ihres Projektes?  

b) Wie bewerten Sie den (historisch-)politischen Bildungserfolg Ihres Projek-

tes?  

c) Woran machen Sie das jeweils fest? 

– MBl. NRW. 2017 S. 217



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 12 vom 19. April 2017 237

1.3
Anspruch

Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht 
nicht, vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehörde auf 
Grund ihres pfl ichtgemäßen Ermessens und im Rahmen 
verfügbarer Haushaltsmittel.

2
Gegenstand der Förderung

2.1
Lüftungsanlagen und Lüftungsgeräte mit Wärmerückge-
winnung

2.2
Gewerbliche Anlagen zur Verwertung von Abwärme

2.3
Thermische Solaranlagen

2.4
Stationäre elektrische Batteriespeicher in Verbindung 
mit einer neu zu errichtenden Photovoltaikanlage

2.5
Wasserkraftanlagen

2.6
Wärmeübergabestationen

2.7
Biomasseanlagen in Verbindung mit einer thermischen 
Solaranlage

2.8
Wärme- und Kältespeicher

2.9
Wärme- und Kältenetze

2.10
Oberfl ächennahe Geothermie (Bohrungen und Erdwär-
mekollektoren)

2.11
Anlagen, Maßnahmen und Studien, an denen besonderes 
Landesinteresse besteht

2.12
Wohngebäude im Passivhaus-Standard einschließlich 
Lüftungsanlagen

2.13
Wohngebäude im Drei-Liter-Haus-Standard einschließ-
lich Lüftungsanlagen

2.14
Photovoltaik-Mieterstrommodelle in Wohngebäuden

Detaillierte Angaben zu den einzelnen Fördergegenstän-
den befi nden sich:

–  in Nummer 6,

–  in der Anlage und

–  in den dazugehörigen Antragsvordrucken.

3
Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungs-
empfänger

3.1
Privatpersonen und freiberufl ich Tätige sowie Unterneh-
men, insbesondere kleine und mittlere Unternehmen ge-
mäß der Defi nition in Anhang I der Verordnung (EU) 
Nr.  651/2014, die zum Zeitpunkt der Auszahlung ihren 
Sitz oder Sitz der Betriebsstätte oder Niederlassung in 
Nordrhein Westfalen haben.

3.2
Gemeinden, Gemeindeverbände, soweit sie als Träger 
von Schulen, Kindergärten, wissenschaftlichen, sozialen, 
kulturellen, religiösen, karitativen oder sportlichen Ein-
richtungen ohne wirtschaftliche Tätigkeit auftreten.

3.3
Gemeinden, Gemeindeverbände, die an einem offiziellen 
Programm zur Aufstellung eines kommunalen Klima-

751

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen 
aus dem „Programm für Rationelle Energie-

verwendung, Regenerative Energien und 
Energie sparen“ (progres.nrw) – 

Programmbereich Markteinführung
Runderlass des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, 

Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
– VII – 4 – 43.00 –

vom 16. Februar 2017

Der Runderlass des Ministeriums für Klimaschutz, Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz vom 
20. Februar 2013 (MBl. NRW. S.  102), der zuletzt am 
30. September 2016 (MBl. NRW. S. 680) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen 
aus dem „Programm für Rationelle Energieverwendung, 

Regenerative Energien und Energiesparen“ 
(progres.nrw) – Programmbereich Markteinführung

(progres.nrw – Markteinführung 2017)“

2. Der Text wird wie folgt gefasst:

„1
Zuwendungszweck

1.1
Präambel

Das Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirt-
schaft, Natur- und Verbraucherschutz des Landes Nord-
rhein-Westfalen hat die förderpolitischen Aktivitäten 
zur Energiepolitik im Land Nordrhein-Westfalen in dem 
Programm progres.nrw gebündelt.

Teil dieses Programms ist die Richtlinie progres.nrw – 
Markteinführung. Ziel dieses Förderprogramms ist es, 
die Einführung und Verbreitung der vielen anwendbaren 
Techniken zur Nutzung unerschöpfl icher Energiequellen 
und der rationellen Energieverwendung zu beschleuni-
gen, um somit einen wesentlichen Beitrag zum Klima-
schutz und zur Reduktion der Kohlendioxid-Emissionen 
zu leisten. Dabei sollen die Anlagentechniken in einem 
ausgewogenen Verhältnis zueinander zur Anwendung 
kommen.

Eine Fortschreibung der Richtlinie bleibt in Abhängig-
keit von der technischen Entwicklung und bei Änderung 
der energiewirtschaftlichen und rechtlichen Rahmenbe-
dingungen unter Mitwirkung der Beteiligten und ihrer 
Repräsentanten zu gegebener Zeit vorbehalten.

1.2
Rechtsgrundlage

Das Land gewährt Zuwendungen auf der Grundlage die-
ser Richtlinie und nach Maßgabe folgender Regelungen 
in der jeweils geltenden Fassung der

–  §§  23 und 44 der Landeshaushaltsordnung sowie den 
dazugehörigen Verwaltungsvorschriften zur Landes-
haushaltsordnung,

–  Richtlinie 2006/111/EG der Kommission vom 16. No-
vember 2006 über die Transparenz der fi nanziellen 
 Beziehungen zwischen den Mitgliedsstaaten und den 
öffentlichen Unternehmen sowie über die fi nanzielle 
Transparenz innerhalb bestimmter Unternehmen (ko-
difi zierte Fassung) (ABl. L 318 vom 17.11.2006, S. 17),

–  Verordnung (EU) Nr.  651/2014 der Kommission vom 
17.  Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit be-
stimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt 
in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. 
L 187 vom 26.6.2014, S. 1),

–  Verordnung (EU) Nr.  1407/2013 der Kommission vom 
18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 
107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
 Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. 
L 352 vom 24.12.2013, S. 1).
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5.3
Zuwendungen nach De-minimis sind mit anderen staat-
lichen Zuwendungen kumulierbar, soweit

–  sie nicht aus Programmen des Landes Nordrhein-
Westfalen stammen,

–  die Kumulierung nicht dazu führt, dass die höchst-
mögliche einschlägige Beihilfeintensität oder der 
höchste einschlägige Beihilfebetrag überschritten 
wird.

5.4
Eine Förderung nach der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 
darf mit anderen staatlichen Beihilfen – einschließlich 
Beihilfen nach der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 (De-
minimis-Beihilfen) – nicht kumuliert werden, es sei 
denn:

–  die andere Beihilfe bezieht sich auf unterschiedlich 
bestimmbare beihilfefähige Kosten oder

–  es wird die höchste nach der Verordnung (EU) 
Nr.  651/2014 für diese Beihilfen geltende Beihilfein-
tensität beziehungsweise der höchste nach der Verord-
nung (EU) Nr.  651/2014 für diese Beihilfen geltende 
Beihilfebetrag nicht überschritten.

5.5
Die Summe aller staatlichen Subventionen und Zuwen-
dungen darf die zuwendungsfähigen Ausgaben nicht 
überschreiten.

5.6
Für Unternehmen im Sinn des europäischen Beihilfe-
rechts als Antragsteller ist zu beachten, dass die nach 
den europäischen Beihilferegelungen zulässigen Förder-
höchstgrenzen nicht überschritten werden dürfen. Dabei 
gelten die folgenden Grundsätze:

a)   Die Zuwendung unterliegt grundsätzlich der Verord-
nung (EU) Nr.  1407/2013. Die Gesamtsumme der ei-
nem Unternehmen gewährten De-minimis-Beihilfen 
darf in einem Zeitraum von drei Steuerjahren 
200 000 Euro nicht übersteigen.

b)   Sollte die vorgenannte De-minimis-Grenze übertrof-
fen werden, ist eine Förderung nach den Kriterien der 
Verordnung (EU) Nr. 651/2014 möglich.

 –  Für den Fördergegenstand der Nummer 2.11 gelten 
die Bestimmungen gemäß der Artikel 36, 37, 38, 40, 
41, 46 und 49 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014.

 –  Für die Fördergegenstände der Nummern 2.12 und 
2.13 gelten die Bestimmungen gemäß Artikel 36 der 
Verordnung (EU) Nr. 651/2014.

 –  Für die Fördergegenstände der Nummern 2.1, 2.2 
und 2.8 gelten die Bestimmungen gemäß Artikel 38 
der Verordnung (EU) Nr. 651/2014.

 –  Für die Fördergegenstände der Nummern 2.3, 2.4, 
2.5, 2.7 und 2.10 gelten die Bestimmungen gemäß 
Artikel 41 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014.

 –  Für den Fördergegenstand der Nummer  2.9 gelten 
die Bestimmungen gemäß Artikel 46 der Verord-
nung (EU) Nr. 651/2014.

Für den Fördergegenstand der Nummer  2.5 ist für An-
tragstellende im Sinn des beihilferechtlichen Unterneh-
mensbegriffs eine Förderung nur möglich, sofern und so-
weit die Anlagen und Einrichtungen nicht bereits im 
Rahmen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes vom 21. 
Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), in der jeweils geltenden Fas-
sung, kostendeckend gefördert werden.

5.7
Investitionsmehrausgaben nach der Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014 sind Mehrausgaben, die im Vergleich zu den 
Ausgaben einer Referenzanlage anfallen.

6
Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1
Lüftungsanlagen und Lüftungsgeräte mit Wärmerückge-
winnung

schutzkonzeptes teilnehmen oder die als Teilnehmer des 
European Energy Award auftreten.

3.4
Die Voraussetzungen für die Antragsberechtigung eines 
Unternehmens beinhalten keine Aussagen zum beihilfe-
rechtlichen Unternehmensbegriff.

4
Zuwendungsvoraussetzungen

4.1
Die Förderung erstreckt sich auf Vorhaben innerhalb des 
Landes Nordrhein-Westfalen.

4.2
Es werden nur Maßnahmen gefördert, mit denen vor Er-
teilung eines Zuwendungsbescheides noch nicht begon-
nen worden ist.

Als Maßnahmenbeginn (Auftragsvergabe) gilt jede ver-
bindliche Bestellung und jeder Vertrag über den Kauf 
oder Installation (Liefer- und Leistungsvertrag).

Der Maßnahmenbeginn (Auftragsvergabe) ist für jede 
beantragte Maßnahme einzeln nachzuweisen.

4.3
Zuwendungsfähig sind Ausgaben für die Errichtung fab-
rikneuer Anlagen beziehungsweise Anlagenteile sowie 
Ausgaben für Maßnahmen, an denen besonderes Landes-
interesse besteht. Sie müssen notwendig, nachgewiesen 
und angemessen sein.

Es darf sich bei dem Vorhaben weder um eine Reparatur, 
Ersatzmaßnahme oder Ersatzteilbeschaffung, noch um 
eine gesetzlich vorgeschriebene oder behördlich ange-
ordnete Maßnahme, wie beispielsweise zur Erfüllung des 
Erneuerbare-Energien-Wärmegesetzes, handeln.

4.4
Öffentlich-rechtliche Genehmigungen, die zur Durchfüh-
rung des Vorhabens erforderlich sind, sollen mit dem An-
trag eingereicht werden.

4.5
Der Zuwendungsbescheid ersetzt nicht die aufgrund an-
derer Rechtsvorschriften bestehende Verpfl ichtung, für 
das beabsichtigte Vorhaben eine Genehmigung, Erlaub-
nis oder Zustimmung einzuholen.

4.6
Antragsunterlagen gehen in das Eigentum der Bewilli-
gungsbehörde über.

4.7
Einem Unternehmen,

–  das eine Rückforderungsanordnung aufgrund einer 
früheren Kommissionsentscheidung zur Feststellung 
der Rechtswidrigkeit und Unvereinbarkeit einer Bei-
hilfe mit dem Gemeinsamen Markt nicht Folge geleis-
tet hat, dürfen keine Einzelbeihilfen gewährt werden.

–  das sich in Schwierigkeiten im Sinn von Artikel 2 Zif-
fer 18 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 befi ndet, dür-
fen keine Einzelbeihilfen gewährt werden.

Eine diesbezügliche Erklärung des Antragstellers ist ge-
genüber der Bewilligungsbehörde abzugeben.

5
Art, Umfang und Höhe der Zuwendung

5.1
Die Zuwendung erfolgt als Projektförderung. 

Eine Auszahlung der Zuwendung erfolgt grundsätzlich 
erst nach vollständiger und geprüfter Vorlage des Ver-
wendungsnachweises.

5.2
Die Höhe der jeweiligen Zuwendung richtet sich nach 
der Anlage zu dieser Richtlinie sowie den beihilferechtli-
chen Vorgaben des Landes Nordrhein-Westfalen und der 
Europäischen Union.

Zuwendungen unterhalb von 350 Euro werden nicht aus-
gezahlt (Bagatellgrenze).
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Für jede Photovoltaikanlage und für jeden Standort ist 
die Anzahl der förderfähigen Batteriespeicher auf ein 
Batteriespeichersystem beschränkt.

Die Photovoltaikanlage muss neu errichtet werden. Die 
maximale Leistungsabgabe der Photovoltaikanlage am 
Netzanschlusspunkt darf maximal 50 Prozent der instal-
lierten Leistung der Photovoltaikanlagen betragen. Die 
Leistungsbegrenzung besteht dauerhaft für die gesamte 
Lebensdauer der Photovoltaikanlage.

Dem Netzbetreiber ist die Möglichkeit der Überprüfung 
der Leistungsbegrenzung auf eigene Kosten zu geben.

Die fachgerechte und sichere Inbetriebnahme ist durch 
eine geeignete Fachkraft zu bestätigen und nachzuwei-
sen. Alternativ kann die Bestätigung durch die geeignete 
Fachkraft auf Basis des Photovoltaik-Speicherpasses 
(Speicherpass) erfolgen.

6.5
Wasserkraftanlagen

Die Förderung zur Errichtung von Wasserkraftanlagen 
ist beschränkt auf maximal 500 Kilowatt elektrische 
Leistung. Die Vorlage einer Wirtschaftlichkeitsprüfung 
ist Voraussetzung.

Die Anlage muss grundsätzlich netzgekoppelt betrieben 
werden.

Die fachgerechte Montage ist durch eine Fachunterneh-
merbescheinigung nachzuweisen.

6.6
Wärmeübergabestationen

Gefördert werden direkte oder indirekte Stationen mit 
oder ohne Warmwasserbereitung, die geeignet sind, die 
Wärme eines Versorgers in das kundenseitige Wärmever-
teilsystem zu übertragen und zu regulieren.

Je Gebäude und Standort kann nur eine Wärmeüber-
gabestation beantragt und gefördert werden.

Die bereitgestellte Wärme muss: 

a)   zu einem wesentlichen Anteil aus Erneuerbaren 
Energien oder 

b)   zu mindestens 50 Prozent aus Anlagen zur Nutzung 
von Abwärme oder 

c)   zu mindestens 50 Prozent aus Kraft-Wärme-Kopp-
lungs-Anlagen oder 

d)   zu mindestens 50 Prozent durch eine Kombination 
der in den Buchstaben a bis c genannten Maßnahmen 
stammen.

Unternehmen sind nicht antragsberechtigt.

6.7
Biomasseanlagen in Verbindung mit einer thermischen 
Solaranlage

Gefördert werden:

–  Pelletkessel mit Brennwerttechnik

–  Pelletkessel

–  Kombikessel beziehungsweise Hybridkessel

–  Holzhackschnitzelkessel

–  Pelletöfen.

Je Gebäude und Standort kann nur eine Anlage geför-
dert werden.

Die Anlagen müssen als einzige Hauptheizung dienen, 
sie müssen wassergeführt und mit einem ausreichend 
großen Speicher (30 Liter pro Kilowatt) verbunden wer-
den.

Nur beim Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkont-
rolle gelistete Anlagen können gefördert werden.

Die fachgerechte Montage ist durch eine Fachunterneh-
merbescheinigung nachzuweisen.

6.8
Wärme- und Kältespeicher

Gefördert werden besondere Wärme- und Kältespeicher 
wie beispielsweise Latentwärmespeicher, Eisspeicher.

Lüftungsgeräte mit Wärmerückgewinnung müssen den 
bauordnungsrechtlichen Anforderungen entsprechen 
und nachfolgende energetische Anforderungen erfüllen:

Für Bestandsbauten gilt:

–  raumweise betriebene Geräte müssen einen Wirkungs-
grad von mindestens 65 Prozent aufweisen,

–  zentral betriebene Geräte müssen einen Wirkungsgrad 
von mindestens 80 Prozent aufweisen,

–  der Höchstwert der spezifi schen, auf die wärmeüber-
tragende Umfassungsfl äche bezogene Transmissions-
wärmeverlust nach der jeweils aktuellen Energieein-
sparverordnung darf um höchstens 0,15 Watt pro 
Quadratmeter und Kelvin überschritten werden.

Für Neubauten gilt:

–  der Jahresprimärenergiebedarf muss zum Zeitpunkt 
des Bauantrags mindestens der geltenden Energieein-
sparverordnung ohne Einbeziehung des geplanten 
Lüftungsgerätes entsprechen,

–  der Wirkungsgrad der Geräte muss mindestens 80 Pro-
zent aufweisen.

Der Nachweis über den jeweiligen Wirkungsgrad ist 
durch ein unabhängiges Prüfi nstitut (beispielsweise 
durch das Europäische Testzentrum für Wohnungslüf-
tungsgeräte) zu erbringen.

Mittels einer Luftdichtigkeitsmessung nach DIN 4108-7 
in Verbindung mit DIN EN 13829 ist nachzuweisen, dass 
die Luftwechselrate des Gebäudes, bezogen auf den 
n50-Wert bei Neubauten höchstens das 1,5fache und bei 
Bestandsbauten das 2,0fache pro Stunde beträgt.

Die fachgerechte Montage ist durch eine Fachunterneh-
merbescheinigung nachzuweisen.

Die Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Vorschriften 
ist durch eine Bescheinigung eines Unternehmers oder 
Sachverständigen nachzuweisen.

6.2
Gewerbliche Anlagen zur Verwertung von Abwärme

Auswahl und Festlegung der Fördervoraussetzung erfolgt 
nach Vorlage einer detaillierten Antragsbeschreibung.

6.3
Thermische Solaranlagen

Die Anlagen dürfen nicht zur Erfüllung der Vorgaben des 
Erneuerbare-Energien-Wärmegesetzes dienen.

Der Mindestenergieertrag pro Kollektor muss 525 Kilo-
wattstunden pro Quadratmeter und Jahr nachweislich 
betragen. Der Nachweis ist durch ein unabhängiges Prü-
fi nstitut (TRNSYS-Simulationsrechnung) zu erbringen.

Für Kollektoren gelten überdies die DIN-Normen DIN 
EN 12975, DIN EN 12976 und DIN EN 12977.

Die Kollektoren müssen nach dem Verfahren der DIN EN 
12975-1 (2011-01), 12976-1 (2006-04), 12976-2 (2006-04), 
12977-1 (2012-06), 12977-2 (2012-06), 12977-3 (2012-06), 
12977-4 (2012-06), 12977-5 (2012-06) mit dem europäi-
schen Prüfzeichen „Solar Keymark“ zertifi ziert sein.

Anlagen, die kleiner als 5 Quadratmeter sind, werden 
nicht gefördert.

Maximal können pro 10 Quadratmeter beheizte Wohn- 
oder Gewerbefl äche 1 Quadratmeter Kollektorfl äche be-
antragt werden.

Anlagen zur Erzeugung von Prozesswärme werden ge-
fördert von mindestens 20 Quadratmeter bis maximal 
1 000 Quadratmeter.

Für die Berechnung der Größe der Anlage zählt die Brut-
tokollektorfl äche.

Die fachgerechte Montage ist durch eine Fachunterneh-
merbescheinigung nachzuweisen.

6.4
Stationäre elektrische Batteriespeicher in Verbindung 
mit einer neu zu errichtenden Photovoltaikanlage
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Der Passivhaus-Standard ist durch einen Bauvorlagebe-
rechtigten (beispielsweise Architekten) zu bescheinigen.

6.13
Wohngebäude im Drei-Liter-Haus-Standard einschließ-
lich Lüftungsanlagen

Der Drei-Liter-Haus-Standard orientiert sich an dem 
Passivhaus-Standard. Wegen des höheren Heizwärmebe-
darfs von maximal 35 Kilowattstunden pro Quadratme-
ter und Jahr wird jedoch eine konventionelle Heizungs-
anlage benötigt.

Die Luftdichtigkeit des Gebäudes ist durch eine Luft-
dichtigkeitsmessung nach DIN 4108-7 in Verbindung mit 
DIN EN 13829 nachzuweisen. Der n50-Wert darf höchs-
tens das 1,0fache pro Stunde betragen.

Die Anforderungen an das Lüftungsgerät ergeben sich 
aus den Bestimmungen in Nummer 6.1.

Der Drei-Liter-Haus-Standard ist durch einen Bauvorla-
geberechtigten (beispielsweise Architekten) zu beschei-
nigen.

6.14
Photovoltaik-Mieterstrommodelle in Wohngebäuden

Gefördert werden können Investitionen zur Realisierung 
von Photovoltaik-Mieterstrommodellen, insbesondere 
die automatisierten Steuer-, Mess-, Kontroll- und Ab-
rechnungssysteme, ausgenommen die Stromerzeugungs-
anlagen. Die Kombination von Photovoltaik-Mieter-
strommodellen mit hocheffizienter Kraft-Wärme-Kopp-
lungs-Technologie ist möglich.

Zuwendungsfähig sind Ausgaben für den Erwerb und 
die Installation von geeigneten Zählern zur Bilanzierung 
des Stromverbrauchs von mit Mieterstrom belieferten 
Mietern (Summenzählermodell). Die Unterverteilung mit 
Smart-Meter-Technik kann nur gefördert werden, sofern 
der Einsatz dieser Technik nicht aufgrund gesetzlicher 
Vorschriften notwendig ist.

Weiterhin zuwendungsfähig sind Ausgaben für den Er-
werb und die Einrichtung eines Abrechnungssystems 
(Hard- und Software) zur automatisierten und energie-
rechtskonformen Rechnungserstellung.

Nicht zuwendungsfähig sind Ausgaben für Wirtschafts-
güter, die über Leasing, Mietkauf, Lieferantendarlehen 
oder sonstige Ratenkaufvereinbarungen fi nanziert wer-
den sowie Ausgaben für Miete und Leasing, Finanzie-
rung und Skonti sowie Preisnachlässe, auch wenn sie 
nicht gezogen wurden.

Es werden nur Vorhaben gefördert, die in einem Wohnge-
bäude mit mindestens vier Wohneinheiten umgesetzt 
werden. Es werden auch Vorhaben gefördert, die in einer 
aus mehreren fl ächenmäßig zusammengehörenden Ge-
bäudeeinheiten im unmittelbaren räumlichen Zusam-
menhang (Wohnkomplex) umgesetzt werden, sofern der 
Strom nicht durch das öffentliche Netz durchgeleitet 
wird.

Voraussetzung für die Zuwendung ist, dass die Zuwen-
dungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger ge-
währleistet, dass der günstigste Tarif des örtlichen 
Grundversorgers im Mieterstrom-Arbeitspreis zum Zeit-
punkt der Umsetzung des Vorhabens um mindestens 1,5 
Cent (brutto) pro Kilowattstunde unterschritten wird 
und der Mieterstrom-Grundpreis höchstens dem Strom-
grundpreis des genannten Tarifs entspricht und die 
Preise des den Mietern angebotenen Mieterstromtarifs 
für eine Lieferdauer von zwei Jahren nicht geändert 
werden. Gesetzlich bedingte Umlagen wie zum Beispiel 
die Erneuerbare-Energien-Gesetz-Umlage, Netzentgelte 
oder die Konzessionsabgabe, die nicht im Einfl ussbereich 
der Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungsemp-
fängers liegen, sind hiervon nicht betroffen. Dies ist mit 
Antragstellung rechtsverbindlich zu erklären und im 
Verwendungsnachweis zu belegen.

Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungs-
empfänger muss einer Teilnahme an einer Evaluierung 
anhand von Fragebögen beziehungsweise Experteninter-
views zustimmen. Dies ist mit Antragstellung rechtsver-
bindlich zu erklären.

Die fachgerechte Montage ist durch eine Fachunterneh-
merbescheinigung nachzuweisen.

6.9
Wärme- und Kältenetze

Gefördert werden effiziente Wärme- und Kältenetze, die 
den Kriterien der Richtlinie 2012/27/EU des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 
zur Energieeffizienz, zur Änderung der Richtlinien 
2009/125/EG und 2010/30/EU und zur Aufhebung der 
Richtlinien 2004/8/EG und 2006/32/EG (ABl. L 315 vom 
14.11.2012, S.  1) entsprechen, wobei diese Kriterien 
wahlweise vor Beginn der geförderten Investition er-
reicht sind oder durch die Realisierung dieser Investition 
erreicht werden.

Das Wärme- oder Kältenetz muss zu mehr als 50 Prozent 
der in einem Kalenderjahr transportierten Wärme bezie-
hungsweise Kälte zur Wärme- beziehungsweise Kälte-
versorgung von mit dem Netzbetreiber nicht personen-
identischen Dritten dienen. Ausgenommen davon sind 
Zusammenschlüsse von Wohneigentümern zu einer Ener-
giegenossenschaft.

6.10
Oberfl ächennahe Geothermie (Bohrungen und Erdwär-
mekollektoren)

Gefördert werden:

–  Erdwärmesonden (Bohrungen bis zu einer Teufe von 
400 Metern)

–  Erdwärmekollektoren

–  Brunnenbohrungen.

Die Auslegung und Ausführung der Erdwärmesondenan-
lage muss gemäß der Richtlinie VDI 4640 (Thermische 
Nutzung des Untergrundes) durchgeführt werden.

Sofern nicht anders bestimmt, muss die beantragte Maß-
nahme den Anforderungen der jeweils geltenden Ent-
wurfsfassung des Merkblatts „Wasserwirtschaftliche An-
forderungen an die Nutzung von oberfl ächennaher 
Erdwärme“ entsprechen.

Die Jahresarbeitszahl der angeschlossenen Wärmepum-
penanlage muss den Mindestanforderungen des Bundes-
amts für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle genügen.

Die fachgerechte Montage ist durch eine Fachunterneh-
merbescheinigung nachzuweisen.

6.11
Anlagen, Maßnahmen und Studien, an denen besonderes 
Landesinteresse besteht

Auswahl und Festlegung der Fördervoraussetzung erfolgt 
nach Vorlage einer detaillierten Antragsbeschreibung.

Privatpersonen sind nicht zuwendungsberechtigt.

6.12
Wohngebäude im Passivhaus-Standard einschließlich 
Lüftungsanlagen

Der Passivhaus-Standard wird dann erreicht, wenn ein 
sehr guter Wärmeschutz mit U-Werten von opaken Bau-
teilen von unter 0,15 Watt pro Quadratmeter und Kelvin 
und von transluzenten Bauteilen (beispielsweise Fenster) 
einschließlich Rahmen von unter 0,8 Watt pro Quadrat-
meter und Kelvin und eine Zu- oder Abluftanlage mit 
hocheffizienter Wärmerückgewinnung zu einem Heiz-
wärmebedarf QH weniger als 15 Kilowattstunde pro 
Quadratmeter und Jahr führen und ein separates Heiz-
system überfl üssig machen.

Der Jahres-Primärenergiebedarf QP für Heizung, Warm-
wasser und Hilfsstrom darf nicht mehr als 40 Kilowatt-
stunden pro Quadratmeter und Jahr Gebäudenutzfl äche 
AN betragen.

Die Luftdichtigkeit des Gebäudes ist durch eine Luft-
dichtigkeitsmessung nach DIN 4108-7 in Verbindung mit 
DIN EN 13829 nachzuweisen. Der n50-Wert darf höchs-
tens das 0,6fache pro Stunde betragen.

Die Anforderungen an das Lüftungsgerät ergeben sich 
aus den Bestimmungen in Nummer 6.1.
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8
Schlussvorschriften

Der Runderlass vom 26. April 2012 wird aufgehoben.

Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung 
in Kraft und mit Ablauf des 31.  Dezember 2022 außer 
Kraft.“

3.   Die Anlage erhält die aus dem Anhang zu dieser Ver-
ordnung ersichtliche Fassung.

Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung 
in Kraft.

Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungs-
empfänger hat der unentgeltlichen Veröffentlichung von 
Projektdaten durch das für diese Richtlinie zuständige 
Ministerium zuzustimmen.

Eine Förderung ist möglich bis zum Inkrafttreten der 
Gesetzesänderungen durch das Mieterstromgesetz.

7
Antrags- und Zuwendungsverfahren

Bewilligungsbehörde ist die Bezirksregierung Arnsberg.

7.1
Anträge auf Gewährung einer Zuwendung sind unter 
Verwendung der dafür vorgesehenen Antragsvordrucke 
bei der Bewilligungsbehörde zu stellen. Der schriftliche 
Antrag muss nach Artikel 6 Absatz  2 der Verordnung 
(EU) Nr.  651/2014 mindestens die folgenden Angaben 
enthalten:

a)  Name und Größe des Unternehmens,

b)   Beschreibung des Vorhabens mit Angabe des Beginns 
und des Abschlusses,

c)  Standort des Vorhabens,

d)  die Kosten des Vorhabens,

e)   Art der Beihilfe (beispielsweise Zuschuss, Kredit, Ga-
rantie, rückzahlbarer Vorschuss oder Kapitalzufüh-
rung) und Höhe der für das Vorhaben benötigten öf-
fentlichen Finanzierung.

Je Maßnahme ist ein Antragsvordruck zu verwenden.

7.2
Antragsvordrucke sind erhältlich bei Nordrhein-Westfa-
len direkt – dem Bürger- und ServiceCenter Nordrhein-
Westfalen unter

–  der Telefonnummer: 0211 837-1001

–  der E-Mail-Adresse: nrwdirekt@nrw.de

–  im Internet unter: www.nrwdirekt.de und www.bra.
nrw.de

7.3
Anträge können im Zeitraum zwischen dem 10. Januar 
und dem 1. Dezember eines jeden Kalenderjahres bei der 
Bewilligungsbehörde gestellt werden.

Vorher oder nachher eingehende Anträge werden nicht 
berücksichtigt.

7.4
Der Antrag ist persönlich oder auf dem Postweg einzu-
reichen. Eine Antragstellung mittels Fax oder E-Mail ist 
– auch zur Fristwahrung – nicht zulässig.

7.5
Der Bewilligungszeitraum, innerhalb dessen die Maß-
nahme realisiert beziehungsweise die Anlage betriebsbe-
reit sein muss, beträgt in der Regel zwölf Monate. Inner-
halb dieser Frist ist auch der Verwendungsnachweis 
vorzulegen, außer bei anteilig fi nanzierten Maßnahmen.

7.6
Eine Verlängerung des Bewilligungszeitraums ist nur im 
Ausnahmefall und nur dann möglich, wenn dieses 
schriftlich vor Ablauf des Bewilligungszeitraums bean-
tragt worden ist.

7.7
Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt für:

–  anteilfi nanzierte Vorhaben auf Grundlage der Num-
mer  1.4 der dem Zuwendungsbescheid beiliegenden 
Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen 
(ANBest-P beziehungsweise ANBest-G),

–  Festbetrag-fi nanzierte Vorhaben nach Abschluss der 
Prüfung des Verwendungsnachweises.

7.8
Erhaltene Zuwendungen nach der Verordnung (EU) 
Nr.  651/2014 werden gemäß Artikel 9 der Verordnung 
(EU) Nr. 651/2014 veröffentlicht und können im Einzel-
fall gemäß Artikel 12 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 
von der Kommission geprüft werden.



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 12 vom 19. April 2017242

 

pr
og

re
s.

nr
w

 –
 M

ar
kt

ei
nf

üh
ru

ng
 2

01
7 

A
nl

ag
e 

zu
r R

ic
ht

lin
ie

 

N
r. 

Ü
  B

  E
  R

  S
  I

  C
  H

  T
 

W
ei

te
re

 
H

in
w

ei
se

 

2.
1 

Lü
ftu

ng
sa

nl
ag

en
 u

nd
 L

üf
tu

ng
sg

er
ät

e 
m

it 
W

är
m

er
üc

kg
ew

in
nu

ng
 

2.
1.

1 
ze

nt
ra

le
 L

üf
tu

ng
s-

an
la

ge
n 

N
eu

ba
u 

1.
00

0 
€ 

pr
o 

H
au

s 
bz

w
. 

W
oh

nu
ng

 
 V

or
la

ge
 e

in
er

 L
uf

td
ic

ht
ig

ke
its

m
es

su
ng

. 
 W

irk
un

gs
gr

ad
e:

 N
eu

ba
u 

m
in

de
st

en
s 

80
 %

, B
es

ta
nd

sb
au

 m
in

de
st

en
s 

65
 %

. 
D

ie
 fa

ch
ge

re
ch

te
 M

on
ta

ge
 is

t d
ur

ch
 e

in
e 

Fa
ch

un
te

rn
eh

m
er

be
sc

he
in

ig
un

g 
na

ch
zu

w
ei

se
n.

 

H
in

w
ei

s 
D

er
 F

ör
de

rg
eg

en
st

an
d 

is
t f

re
ig

es
te

llt
 n

ac
h 

A
rt.

 3
8 

V
er

or
dn

un
g 

(E
U

) N
r. 

65
1/

20
14

 d
er

 K
om

m
is

si
-

on
 v

om
 1

7.
 J

un
i 2

01
4 

zu
r F

es
ts

te
llu

ng
 d

er
 V

er
ei

nb
ar

ke
it 

be
st

im
m

te
r G

ru
pp

en
 v

on
 B

ei
hi

lfe
n 

m
it 

de
m

 B
in

ne
nm

ar
kt

 in
 A

nw
en

du
ng

 d
er

 A
rti

ke
l 1

07
 u

nd
 1

08
 d

es
 V

er
tra

gs
 ü

be
r d

ie
 A

rb
ei

ts
w

ei
se

 d
er

 
E

ur
op

äi
sc

he
n 

U
ni

on
.  

N
r. 

2.
1 

N
r. 

6.
1 

B
es

ta
nd

sb
au

 
2.

00
0 

€ 
pr

o 
H

au
s 

bz
w

. 
W

oh
nu

ng
 

2.
1.

2 
de

ze
nt

ra
le

 L
üf

tu
ng

s-
an

la
ge

n 
N

eu
ba

u 
un

d 
B

es
ta

nd
sb

au
 

20
0 

€ 
pr

o 
G

er
ät

 b
zw

. 
G

er
ät

ep
aa

r u
nd

 W
oh

n-
ra

um
 

m
ax

. 1
.0

00
 €

 / 
W

E
 

2.
2 

G
ew

er
bl

ic
he

 A
nl

ag
en

 z
ur

 V
er

w
er

tu
ng

 
vo

n 
A

bw
är

m
e 

m
ax

. 1
5 

%
 d

er
 z

u-
w

en
du

ng
sf

äh
ig

en
 

A
us

ga
be

n 

 P
riv

at
pe

rs
on

en
 s

in
d 

ni
ch

t a
nt

ra
gs

be
re

ch
tig

t. 
 P

ro
je

kt
be

sc
hr

ei
bu

ng
 e

rfo
rd

er
lic

h.
 

H
in

w
ei

s 
D

er
 F

ör
de

rg
eg

en
st

an
d 

is
t f

re
ig

es
te

llt
 n

ac
h 

A
rt.

 3
8 

V
er

or
dn

un
g 

(E
U

) N
r. 

65
1/

20
14

 d
er

 K
om

m
is

si
-

on
 v

om
 1

7.
 J

un
i 2

01
4 

zu
r F

es
ts

te
llu

ng
 d

er
 V

er
ei

nb
ar

ke
it 

be
st

im
m

te
r G

ru
pp

en
 v

on
 B

ei
hi

lfe
n 

m
it 

de
m

 B
in

ne
nm

ar
kt

 in
 A

nw
en

du
ng

 d
er

 A
rti

ke
l 1

07
 u

nd
 1

08
 d

es
 V

er
tra

gs
 ü

be
r d

ie
 A

rb
ei

ts
w

ei
se

 d
er

 
E

ur
op

äi
sc

he
n 

U
ni

on
.  

N
r. 

2.
2 

N
r. 

6.
2 

2.
3 

Th
er

m
is

ch
e 

So
la

ra
nl

ag
en

 

2.
3.

1 
br

au
ch

w
as

se
ru

nt
er

st
üt

zt
 u

nd
 / 

od
er

  
he

iz
un

gs
un

te
rs

tü
tz

t 
90

 €
 / 

m
² 

 D
ie

 A
nl

ag
e 

/ M
aß

na
hm

e 
da

rf 
ni

ch
t z

ur
 E

rfü
llu

ng
 d

er
 V

or
ga

be
n 

de
s 

E
E

W
är

m
eG

 d
ie

ne
n.

 
 K

ol
le

kt
or

gr
öß

e:
 

m
in

de
st

en
s 

5 
m

² K
ol

le
kt

or
 (B

ru
tto

ko
lle

kt
or

flä
ch

e)
; 

 
m

ax
im

al
 1

 m
² K

ol
le

kt
or

 p
ro

 1
0 

m
² b

eh
ei

zt
e 

W
oh

n-
/ 

 
G

ew
er

be
flä

ch
e.

 
 M

in
de

st
en

er
gi

ee
rtr

ag
 p

ro
 K

ol
le

kt
or

 5
25

 k
W

h/
(m

²a
). 

 „
S

ol
ar

 K
ey

m
ar

k“
-z

er
tif

iz
ie

rt.
 

 D
ie

 fa
ch

ge
re

ch
te

 M
on

ta
ge

 is
t d

ur
ch

 e
in

e 
Fa

ch
un

te
rn

eh
m

er
be

sc
he

in
ig

un
g 

na
ch

zu
w

ei
se

n.
 

N
r. 

2.
3 

N
r. 

6.
3 



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 12 vom 19. April 2017 243

2.
3.

2 
P

ro
ze

ss
w

är
m

e 
90

 €
 / 

m
² 

 P
ro

ze
ss

w
är

m
e 

is
t W

är
m

e 
au

s 
A

nl
ag

en
, d

ie
 W

är
m

e 
fü

r P
ro

ze
ss

e 
fü

r d
ie

 g
e-

w
er

bl
ic

he
 o

de
r i

nd
us

tri
el

le
 N

ut
zu

ng
 b

er
ei

ts
te

lle
n.

  
 M

ax
im

al
 1

.0
00

 m
². 

 P
riv

at
pe

rs
on

en
 s

in
d 

ni
ch

t a
nt

ra
gs

be
re

ch
tig

t. 

H
in

w
ei

s 
D

er
 F

ör
de

rg
eg

en
st

an
d 

is
t f

re
ig

es
te

llt
 n

ac
h 

A
rt.

 4
1 

V
er

or
dn

un
g 

(E
U

) N
r. 

65
1/

20
14

 d
er

 K
om

m
is

si
-

on
 v

om
 1

7.
 J

un
i 2

01
4 

zu
r F

es
ts

te
llu

ng
 d

er
 V

er
ei

nb
ar

ke
it 

be
st

im
m

te
r G

ru
pp

en
 v

on
 B

ei
hi

lfe
n 

m
it 

de
m

 B
in

ne
nm

ar
kt

 in
 A

nw
en

du
ng

 d
er

 A
rti

ke
l 1

07
 u

nd
 1

08
 d

es
 V

er
tra

gs
 ü

be
r d

ie
 A

rb
ei

ts
w

ei
se

 d
er

 
E

ur
op

äi
sc

he
n 

U
ni

on
. 

 

2.
4 

St
at

io
nä

re
 e

le
kt

ris
ch

e 
B

at
te

rie
sp

ei
ch

er
 in

 V
er

bi
nd

un
g 

m
it 

ei
ne

r n
eu

 z
u 

er
ric

ht
en

de
n 

Ph
ot

ov
ol

ta
ik

an
la

ge
 

2.
4.

1 
S

ta
tio

nä
re

 B
at

te
rie

sp
ei

ch
er

 in
 V

er
bi

nd
un

g 
m

it 
ei

ne
r P

ho
to

vo
lta

ik
an

la
ge

 
 3

0 
kW

p 
m

ax
. 1

0 
%

 d
er

 z
u-

w
en

du
ng

sf
äh

ig
en

 
A

us
ga

be
n 

 F
ör

de
ro

be
rg

re
nz

e 
75

.0
00

 €
. 

 D
ie

 a
ng

es
ch

lo
ss

en
e 

P
ho

to
vo

lta
ik

an
la

ge
 m

us
s 

ne
u 

er
ric

ht
et

 w
er

de
n.

 
 

Fü
r j

ed
e 

P
ho

to
vo

lta
ik

an
la

ge
 u

nd
 fü

r j
ed

en
 S

ta
nd

or
t i

st
 d

ie
 A

nz
ah

l d
er

 fö
rd

er
-

fä
hi

ge
n 

B
at

te
rie

sp
ei

ch
er

 a
uf

 e
in

 B
at

te
rie

sp
ei

ch
er

sy
st

em
 b

es
ch

rä
nk

t. 
 D

ie
 m

ax
im

al
e 

Le
is

tu
ng

sa
bg

ab
e 

de
r P

ho
to

vo
lta

ik
an

la
ge

 a
m

 N
et

za
ns

ch
lu

ss
-

pu
nk

t d
ar

f m
ax

im
al

 5
0 

%
 d

er
 in

st
al

lie
rte

n 
Le

is
tu

ng
 d

er
 P

ho
to

vo
lta

ik
an

la
ge

n 
be

tra
ge

n.
 

 D
ie

 L
ei

st
un

gs
be

gr
en

zu
ng

 b
es

te
ht

 d
au

er
ha

ft 
fü

r d
ie

 g
es

am
te

 L
eb

en
sd

au
er

 
de

r P
ho

to
vo

lta
ik

an
la

ge
. 

 D
em

 N
et

zb
et

re
ib

er
 is

t d
ie

 M
ög

lic
hk

ei
t d

er
 Ü

be
rp

rü
fu

ng
 d

er
 L

ei
st

un
gs

be
gr

en
-

zu
ng

 a
uf

 e
ig

en
e 

K
os

te
n 

zu
 g

eb
en

. 
 

D
ie

 fa
ch

ge
re

ch
te

 u
nd

 s
ic

he
re

 In
be

tri
eb

na
hm

e 
is

t d
ur

ch
 e

in
e 

ge
ei

gn
et

e 
Fa

ch
-

kr
af

t z
u 

be
sc

he
in

ig
en

. A
lte

rn
at

iv
 k

an
n 

di
e 

B
es

tä
tig

un
g 

du
rc

h 
di

e 
ge

ei
gn

et
e 

Fa
ch

kr
af

t a
uf

 B
as

is
 d

es
 P

ho
to

vo
lta

ik
-S

pe
ic

he
rp

as
se

s 
(S

pe
ic

he
rp

as
s)

 e
rfo

l-
ge

n.
 

H
in

w
ei

s 
D

er
 F

ör
de

rg
eg

en
st

an
d 

is
t f

re
ig

es
te

llt
 n

ac
h 

A
rt.

 4
1 

V
er

or
dn

un
g 

(E
U

) N
r. 

65
1/

20
14

 d
er

 K
om

m
is

si
-

on
 v

om
 1

7.
 J

un
i 2

01
4 

zu
r F

es
ts

te
llu

ng
 d

er
 V

er
ei

nb
ar

ke
it 

be
st

im
m

te
r G

ru
pp

en
 v

on
 B

ei
hi

lfe
n 

m
it 

de
m

 B
in

ne
nm

ar
kt

 in
 A

nw
en

du
ng

 d
er

 A
rti

ke
l 1

07
 u

nd
 1

08
 d

es
 V

er
tra

gs
 ü

be
r d

ie
 A

rb
ei

ts
w

ei
se

 d
er

 
E

ur
op

äi
sc

he
n 

U
ni

on
.  

N
r. 

2.
4 

N
r. 

6.
4 

2.
4.

2 
S

ta
tio

nä
re

 B
at

te
rie

sp
ei

ch
er

 in
 V

er
bi

nd
un

g 
m

it 
ei

ne
r P

ho
to

vo
lta

ik
an

la
ge

 >
 3

0 
kW

p 
m

ax
. 5

0 
%

 d
er

 z
u-

w
en

du
ng

sf
äh

ig
en

 
A

us
ga

be
n 

2.
5 

W
as

se
rk

ra
fta

nl
ag

en
 

E
in

ze
lfa

llp
rü

fu
ng

 
 N

ur
 n

et
zg

ek
op

pe
lte

 A
nl

ag
en

. 
 W

irt
sc

ha
ftl

ic
hk

ei
ts

pr
üf

un
g 

im
 E

in
ze

lfa
ll.

 
 L

ei
st

un
gs

be
gr

en
zu

ng
 5

00
 k

W
. 

H
in

w
ei

s 
D

er
 F

ör
de

rg
eg

en
st

an
d 

is
t f

re
ig

es
te

llt
 n

ac
h 

A
rt.

 4
1 

V
er

or
dn

un
g 

(E
U

) N
r. 

65
1/

20
14

 d
er

 K
om

m
is

si
-

on
 v

om
 1

7.
 J

un
i 2

01
4 

zu
r F

es
ts

te
llu

ng
 d

er
 V

er
ei

nb
ar

ke
it 

be
st

im
m

te
r G

ru
pp

en
 v

on
 B

ei
hi

lfe
n 

m
it 

de
m

 B
in

ne
nm

ar
kt

 in
 A

nw
en

du
ng

 d
er

 A
rti

ke
l 1

07
 u

nd
 1

08
 d

es
 V

er
tra

gs
 ü

be
r d

ie
 A

rb
ei

ts
w

ei
se

 d
er

 
E

ur
op

äi
sc

he
n 

U
ni

on
.  

N
r. 

2.
5 

N
r. 

6.
5 



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 12 vom 19. April 2017244

2.
6 

W
är

m
eü

be
rg

ab
es

ta
tio

ne
n 

2.
6.

1 
5 

kW
 b

is
 2

5 
kW

 
1.

50
0 

€ 
 F

ör
de

ru
ng

 n
ac

h 
D

e-
m

in
im

is
. 

 E
in

e 
S

ta
tio

n 
pr

o 
G

eb
äu

de
 b

zw
. S

ta
nd

or
t. 

 D
ie

 b
er

ei
tg

es
te

llt
e 

W
är

m
e 

m
us

s:
 

a)
 z

u 
ei

ne
m

 w
es

en
tli

ch
en

 A
nt

ei
l a

us
 E

rn
eu

er
ba

re
n 

En
er

gi
en

 o
de

r 
b)

 z
u 

m
in

de
st

en
s 

50
 %

 a
us

 A
nl

ag
en

 z
ur

 N
ut

zu
ng

 v
on

 A
bw

är
m

e 
od

er
 

c)
 z

u 
m

in
de

st
en

s 
50

 %
 a

us
 K

W
K

-A
nl

ag
en

 o
de

r 
d)

 z
u 

m
in

de
st

en
s 

50
 %

 d
ur

ch
 e

in
e 

K
om

bi
na

tio
n 

de
r i

n 
de

n 
B

uc
hs

ta
be

n 
a 

bi
s 

c 
ge

na
nn

te
n 

M
aß

na
hm

en
 s

ta
m

m
en

. 
 U

nt
er

ne
hm

en
 s

in
d 

ni
ch

t a
nt

ra
gs

be
re

ch
tig

t (
A

nl
ag

en
 k

ön
ne

n 
gg

f. 
üb

er
 d

ie
 

R
ic

ht
lin

ie
 „p

ro
gr

es
.n

rw
 –

 P
ro

gr
am

m
be

re
ic

h 
K

W
K“

 b
ea

nt
ra

gt
 w

er
de

n)
. 

N
r. 

2.
6 

N
r. 

6.
6 

2.
6.

2 
> 

25
 k

W
 b

is
 5

0 
kW

 
1.

00
0 

€ 

2.
7 

B
io

m
as

se
an

la
ge

n 
in

 V
er

bi
nd

un
g 

m
it 

ei
ne

r t
he

rm
is

ch
en

 S
ol

ar
an

la
ge

 

2.
7.

1 
P

el
le

tk
es

se
l m

it 
B

re
nn

w
er

tte
ch

ni
k 

2.
00

0 
€ 

 E
in

e 
A

nl
ag

e 
je

 G
eb

äu
de

 u
nd

 S
ta

nd
or

t. 
 

A
nl

ag
e 

m
us

s 
al

s 
ei

nz
ig

e 
H

au
pt

he
iz

un
g 

di
en

en
. 

 A
nl

ag
e 

m
us

s 
w

as
se

rg
ef

üh
rt 

se
in

 u
nd

 m
it 

ei
ne

m
 a

us
re

ic
he

nd
 g

ro
ße

n 
S

pe
ic

he
r (

30
 l/

kW
) v

er
bu

nd
en

 w
er

de
n.

 
 A

nl
ag

e 
m

us
s 

be
im

 B
un

de
sa

m
t f

ür
 W

irt
sc

ha
ft 

un
d 

A
us

fu
hr

ko
nt

ro
lle

 (B
A

FA
) 

ge
lis

te
t s

ei
n.

 D
ie

 fa
ch

ge
re

ch
te

 M
on

ta
ge

 is
t d

ur
ch

 e
in

e 
Fa

ch
un

te
rn

eh
m

er
be

sc
he

in
ig

un
g 

na
ch

zu
w

ei
se

n.
 

H
in

w
ei

s 
D

er
 F

ör
de

rg
eg

en
st

an
d 

is
t f

re
ig

es
te

llt
 n

ac
h 

A
rt.

 4
1 

V
er

or
dn

un
g 

(E
U

) N
r. 

65
1/

20
14

 d
er

 K
om

m
is

si
-

on
 v

om
 1

7.
 J

un
i 2

01
4 

zu
r F

es
ts

te
llu

ng
 d

er
 V

er
ei

nb
ar

ke
it 

be
st

im
m

te
r G

ru
pp

en
 v

on
 B

ei
hi

lfe
n 

m
it 

de
m

 B
in

ne
nm

ar
kt

 in
 A

nw
en

du
ng

 d
er

 A
rti

ke
l 1

07
 u

nd
 1

08
 d

es
 V

er
tra

gs
 ü

be
r d

ie
 A

rb
ei

ts
w

ei
se

 d
er

 
E

ur
op

äi
sc

he
n 

U
ni

on
.  

N
r. 

2.
7 

N
r. 

6.
7 

2.
7.

2 
P

el
le

tk
es

se
l 

1.
75

0 
€ 

2.
7.

3 
K

om
bi

ke
ss

el
 (H

yb
rid

ke
ss

el
) 

1.
25

0 
€ 

2.
7.

4 
H

ol
zh

ac
ks

ch
ni

tz
el

ke
ss

el
 

1.
25

0 
€ 

2.
7.

5 
P

el
le

to
fe

n 
75

0 
€ 

2.
7.

6 
P

ar
tik

el
ab

sc
he

id
er

 
25

0 
€ 

2.
8 

W
är

m
e-

 u
nd

 K
äl

te
sp

ei
ch

er
 

m
ax

. 2
5 

%
 d

er
 z

u-
w

en
du

ng
sf

äh
ig

en
 

A
us

ga
be

n 

 B
es

on
de

re
 W

är
m

e-
 u

nd
 K

äl
te

sp
ei

ch
er

 (b
ei

sp
ie

ls
w

ei
se

 L
at

en
tw

är
m

es
pe

ic
he

r, 
E

is
sp

ei
ch

er
). 

 A
nl

ag
en

 fü
r d

en
 p

riv
at

en
 o

de
r g

ew
er

bl
ic

he
n 

B
er

ei
ch

. 
 D

ie
 fa

ch
ge

re
ch

te
 M

on
ta

ge
 is

t d
ur

ch
 e

in
e 

Fa
ch

un
te

rn
eh

m
er

be
sc

he
in

ig
un

g 
na

ch
zu

w
ei

se
n.

 
H

in
w

ei
s 

D
er

 F
ör

de
rg

eg
en

st
an

d 
is

t f
re

ig
es

te
llt

 n
ac

h 
A

rt.
 3

8 
V

er
or

dn
un

g 
(E

U
) N

r. 
65

1/
20

14
 d

er
 K

om
m

is
si

-
on

 v
om

 1
7.

 J
un

i 2
01

4 
zu

r F
es

ts
te

llu
ng

 d
er

 V
er

ei
nb

ar
ke

it 
be

st
im

m
te

r G
ru

pp
en

 v
on

 B
ei

hi
lfe

n 
m

it 
de

m
 B

in
ne

nm
ar

kt
 in

 A
nw

en
du

ng
 d

er
 A

rti
ke

l 1
07

 u
nd

 1
08

 d
es

 V
er

tra
gs

 ü
be

r d
ie

 A
rb

ei
ts

w
ei

se
 d

er
 

E
ur

op
äi

sc
he

n 
U

ni
on

.  

N
r. 

2.
8 

N
r. 

6.
8 



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 12 vom 19. April 2017 245

2.
9 

W
är

m
e-

 u
nd

 K
äl

te
ne

tz
e 

m
ax

. 2
5 

%
 d

er
 z

u-
w

en
du

ng
sf

äh
ig

en
 

A
us

ga
be

n 

 D
ie

 b
er

ei
tg

es
te

llt
e 

W
är

m
e 

be
zi

eh
un

gs
w

ei
se

 K
äl

te
 m

us
s:

 
a)

 z
u 

m
in

de
st

en
s 

50
 %

 a
us

 E
rn

eu
er

ba
re

n 
E

ne
rg

ie
n 

od
er

 
b)

 z
u 

m
in

de
st

en
s 

50
 %

 a
us

 A
nl

ag
en

 z
ur

 N
ut

zu
ng

 v
on

 A
bw

är
m

e 
od

er
 

c)
 z

u 
m

in
de

st
en

s 
75

 %
 a

us
 K

W
K

-A
nl

ag
en

 o
de

r 
d)

 z
u 

m
in

de
st

en
s 

50
 %

 d
ur

ch
 e

in
e 

K
om

bi
na

tio
n 

de
r i

n 
de

n 
B

uc
hs

ta
be

n 
a 

bi
s 

c 
ge

na
nn

te
n 

M
aß

na
hm

en
 s

ta
m

m
en

. 
 P

riv
at

pe
rs

on
en

 s
in

d 
ni

ch
t a

nt
ra

gs
be

re
ch

tig
t. 

 F
ör

de
ro

be
rg

re
nz

e 
50

.0
00

 €
 (g

rö
ße

re
 M

aß
na

hm
en

 k
ön

ne
n 

gg
f. 

üb
er

 d
ie

 
R

ic
ht

lin
ie

 „p
ro

gr
es

.n
rw

 –
 W

är
m

e-
 u

nd
 K

äl
te

ne
tz

e“
 b

ea
nt

ra
gt

 w
er

de
n)

. 
 

D
as

 N
et

z 
m

us
s 

zu
m

 ü
be

rw
ie

ge
nd

en
 T

ei
l z

ur
 V

er
so

rg
un

g 
D

rit
te

r d
ie

ne
n.

 

H
in

w
ei

s 
D

er
 F

ör
de

rg
eg

en
st

an
d 

is
t f

re
ig

es
te

llt
 n

ac
h 

A
rt.

 4
6 

V
er

or
dn

un
g 

(E
U

) N
r. 

65
1/

20
14

 d
er

 K
om

m
is

si
-

on
 v

om
 1

7.
 J

un
i 2

01
4 

zu
r F

es
ts

te
llu

ng
 d

er
 V

er
ei

nb
ar

ke
it 

be
st

im
m

te
r G

ru
pp

en
 v

on
 B

ei
hi

lfe
n 

m
it 

de
m

 B
in

ne
nm

ar
kt

 in
 A

nw
en

du
ng

 d
er

 A
rti

ke
l 1

07
 u

nd
 1

08
 d

es
 V

er
tra

gs
 ü

be
r d

ie
 A

rb
ei

ts
w

ei
se

 d
er

 
E

ur
op

äi
sc

he
n 

U
ni

on
.  

N
r. 

2.
9 

N
r. 

6.
9 

2.
10

 
O

be
rfl

äc
he

nn
ah

e 
G

eo
th

er
m

ie
 (B

oh
ru

ng
en

 u
nd

 E
rd

w
är

m
ek

ol
le

kt
or

en
) 

2.
10

.1
 

E
rd

w
är

m
es

on
de

n 
10

 €
 / 

m
 

 B
oh

ru
ng

en
 b

is
 4

00
 m

 T
eu

fe
. 

 D
ie

 A
us

le
gu

ng
 u

nd
 A

us
fü

hr
un

g 
m

us
s 

ge
m

äß
 d

er
 R

ic
ht

lin
ie

 V
D

I 4
64

0 
(T

he
r-

m
is

ch
e 

N
ut

zu
ng

 d
es

 U
nt

er
gr

un
de

s)
 d

ur
ch

ge
fü

hr
t w

er
de

n.
 

 D
ie

 M
aß

na
hm

e 
m

us
s 

de
n 

A
nf

or
de

ru
ng

en
 d

es
 M

er
kb

la
tts

 „W
as

se
rw

irt
sc

ha
ft-

lic
he

 A
nf

or
de

ru
ng

en
 a

n 
di

e 
N

ut
zu

ng
 v

on
 o

be
rfl

äc
he

nn
ah

er
 E

rd
w

är
m

e“
 e

nt
-

sp
re

ch
en

. 

H
in

w
ei

s 
D

er
 F

ör
de

rg
eg

en
st

an
d 

is
t f

re
ig

es
te

llt
 n

ac
h 

A
rt.

 4
1 

V
er

or
dn

un
g 

(E
U

) N
r. 

65
1/

20
14

 d
er

 K
om

m
is

si
-

on
 v

om
 1

7.
 J

un
i 2

01
4 

zu
r F

es
ts

te
llu

ng
 d

er
 V

er
ei

nb
ar

ke
it 

be
st

im
m

te
r G

ru
pp

en
 v

on
 B

ei
hi

lfe
n 

m
it 

de
m

 B
in

ne
nm

ar
kt

 in
 A

nw
en

du
ng

 d
er

 A
rti

ke
l 1

07
 u

nd
 1

08
 d

es
 V

er
tra

gs
 ü

be
r d

ie
 A

rb
ei

ts
w

ei
se

 d
er

 
E

ur
op

äi
sc

he
n 

U
ni

on
.  

N
r. 

2.
10

 
N

r. 
6.

10
 

2.
10

.2
 

E
rd

w
är

m
ek

ol
le

kt
or

 
6,

5 
€ 

/ m
² 

2.
10

.3
 

B
ru

nn
en

bo
hr

un
g 

fü
r G

ru
nd

w
as

se
rw

är
m

e-
pu

m
pe

n 
(F

ör
de

r-
 u

nd
 S

ch
lu

ck
br

un
ne

n)
 

1 
€ 

/ l
 (F

ör
de

rle
is

tu
ng

 
de

r P
um

pe
 in

 L
ite

r p
ro

 
S

tu
nd

e)
 

2.
11

 
A

nl
ag

en
, M

aß
na

hm
en

 u
nd

 S
tu

di
en

, 
an

 d
en

en
 b

es
on

de
re

s 
La

nd
es

in
te

re
ss

e 
be

st
eh

t 

m
ax

. 7
0 

%
 d

er
 z

u-
w

en
du

ng
sf

äh
ig

en
 

A
us

ga
be

n 

 F
es

tle
gu

ng
 d

er
 F

ör
de

rh
öh

e 
du

rc
h 

E
in

ze
lfa

llp
rü

fu
ng

. 
 P

riv
at

pe
rs

on
en

 s
in

d 
ni

ch
t a

nt
ra

gs
be

re
ch

tig
t. 

H
in

w
ei

s 
D

er
 F

ör
de

rg
eg

en
st

an
d 

is
t f

re
ig

es
te

llt
 n

ac
h 

A
rt.

 3
6,

 3
7,

 3
8,

 4
0,

 4
1,

 4
6 

un
d 

49
 V

er
or

dn
un

g 
(E

U
) N

r. 
65

1/
20

14
 d

er
 K

om
m

is
si

on
 v

om
 1

7.
 J

un
i 2

01
4 

zu
r F

es
ts

te
llu

ng
 d

er
 V

er
ei

nb
ar

ke
it 

be
st

im
m

te
r 

G
ru

pp
en

 v
on

 B
ei

hi
lfe

n 
m

it 
de

m
 B

in
ne

nm
ar

kt
 in

 A
nw

en
du

ng
 d

er
 A

rti
ke

l 1
07

 u
nd

 1
08

 d
es

 V
er

-
tra

gs
 ü

be
r d

ie
 A

rb
ei

ts
w

ei
se

 d
er

 E
ur

op
äi

sc
he

n 
U

ni
on

.  

N
r. 

2.
11

 
N

r. 
6.

11
 



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 12 vom 19. April 2017246

2.
12

 
W

oh
ng

eb
äu

de
 im

 P
as

si
vh

au
s-

St
an

da
rd

 e
in

sc
hl

ie
ßl

ic
h 

Lü
ftu

ng
sa

nl
ag

en
 

2.
12

.1
 

E
in

fa
m

ilie
nh

au
s 

(E
FH

, D
H

H
, R

H
) 

4.
70

0 
€ 

 V
or

la
ge

 d
er

 B
er

ec
hn

un
ge

n 
du

rc
h 

ei
ne

n 
B

au
vo

rla
ge

be
re

ch
tig

te
n 

(z
.B

. A
rc

hi
-

te
kt

en
) a

uf
 d

er
 B

as
is

 d
es

 P
as

si
vh

au
s-

Pr
oj

ek
tie

ru
ng

sp
ak

et
s 

(P
H

P
P)

. 
 m

ax
im

al
er

 H
ei

zw
är

m
eb

ed
ar

f 1
5 

kW
h/

(m
2  a

). 
 B

au
ze

ic
hn

un
ge

n 
1:

10
0.

 
 L

ag
ep

la
n.

 

H
in

w
ei

s 
D

er
 F

ör
de

rg
eg

en
st

an
d 

is
t f

re
ig

es
te

llt
 n

ac
h 

A
rt.

 3
6 

V
er

or
dn

un
g 

(E
U

) N
r. 

65
1/

20
14

 d
er

 K
om

m
is

si
-

on
 v

om
 1

7.
 J

un
i 2

01
4 

zu
r F

es
ts

te
llu

ng
 d

er
 V

er
ei

nb
ar

ke
it 

be
st

im
m

te
r G

ru
pp

en
 v

on
 B

ei
hi

lfe
n 

m
it 

de
m

 B
in

ne
nm

ar
kt

 in
 A

nw
en

du
ng

 d
er

 A
rti

ke
l 1

07
 u

nd
 1

08
 d

es
 V

er
tra

gs
 ü

be
r d

ie
 A

rb
ei

ts
w

ei
se

 d
er

 
E

ur
op

äi
sc

he
n 

U
ni

on
.  

N
r. 

2.
12

 
N

r. 
6.

12
 

2.
12

.2
 

M
eh

rfa
m

ilie
nh

au
s 

 
3.

40
0 

€ 
/ W

E 

2.
12

.3
 

S
on

st
ig

e 
G

eb
äu

de
  

m
ax

. 2
5 

%
 d

er
 z

u-
w

en
du

ng
sf

äh
ig

en
 

A
us

ga
be

n 

2.
13

 
W

oh
ng

eb
äu

de
 im

 D
re

i-L
ite

r-
H

au
s-

St
an

da
rd

 e
in

sc
hl

ie
ßl

ic
h 

Lü
ftu

ng
sa

nl
ag

en
 

2.
13

.1
 

E
in

fa
m

ilie
nh

au
s 

(E
FH

, D
H

H
, R

H
) 

B
es

ta
nd

sb
au

 
4.

70
0 

€ 
 

 N
eu

ba
ut

en
 w

er
de

n 
nu

r i
nn

er
ha

lb
 v

on
 K

lim
as

ch
ut

zs
ie

dl
un

ge
n 

ge
fö

rd
er

t. 
 V

or
la

ge
 d

er
 B

er
ec

hn
un

ge
n 

du
rc

h 
ei

ne
n 

B
au

vo
rla

ge
be

re
ch

tig
te

n 
(z

.B
. A

rc
hi

-
te

kt
en

) a
uf

 d
er

 B
as

is
 d

es
 P

as
si

vh
au

s-
Pr

oj
ek

tie
ru

ng
sp

ak
et

s 
(P

H
P

P)
. 

 m
ax

im
al

er
 H

ei
zw

är
m

eb
ed

ar
f 3

5 
kW

h/
(m

2  a
). 

 B
au

ze
ic

hn
un

ge
n 

1:
10

0.
 

 L
ag

ep
la

n.
 

H
in

w
ei

s 
D

er
 F

ör
de

rg
eg

en
st

an
d 

is
t f

re
ig

es
te

llt
 n

ac
h 

A
rt.

 3
6 

V
er

or
dn

un
g 

(E
U

) N
r. 

65
1/

20
14

 d
er

 K
om

m
is

si
-

on
 v

om
 1

7.
 J

un
i 2

01
4 

zu
r F

es
ts

te
llu

ng
 d

er
 V

er
ei

nb
ar

ke
it 

be
st

im
m

te
r G

ru
pp

en
 v

on
 B

ei
hi

lfe
n 

m
it 

de
m

 B
in

ne
nm

ar
kt

 in
 A

nw
en

du
ng

 d
er

 A
rti

ke
l 1

07
 u

nd
 1

08
 d

es
 V

er
tra

gs
 ü

be
r d

ie
 A

rb
ei

ts
w

ei
se

 d
er

 
E

ur
op

äi
sc

he
n 

U
ni

on
.  

N
r. 

2.
13

 
N

r. 
6.

13
 

N
eu

ba
u 

3.
70

0 
€ 

2.
13

.2
 

M
eh

rfa
m

ilie
nh

au
s 

B
es

ta
nd

sb
au

 
3.

40
0 

€ 
/ W

E 

N
eu

ba
u 

2.
70

0 
€ 

/ W
E 

2.
14

 
Ph

ot
ov

ol
ta

ik
-M

ie
te

rs
tr

om
m

od
el

le
 in

 
W

oh
ng

eb
äu

de
n 

m
ax

. 5
0 

%
 d

er
 z

u-
w

en
du

ng
sf

äh
ig

en
 

A
us

ga
be

n 

 F
ör

de
ru

ng
 n

ac
h 

D
e-

m
in

im
is

. 
 F

ör
de

ro
be

rg
re

nz
e 

30
.0

00
 €

. 
 W

oh
ng

eb
äu

de
 m

it 
m

in
de

st
en

s 
4 

W
oh

ne
in

he
ite

n.
 

 O
rts

üb
lic

he
r G

ru
nd

ta
rif

 w
ird

 u
m

 m
in

de
st

en
s 

1,
5 

ct
/k

W
h 

(b
ru

tto
) u

nt
er

-
sc

hr
itt

en
. 

 S
tro

m
pr

ei
sg

ar
an

tie
 m

in
de

st
en

s 
24

 M
on

at
e.

 
 V

er
pf

lic
ht

en
de

 T
ei

ln
ah

m
e 

an
 e

in
er

 E
va

lu
ie

ru
ng

 a
nh

an
d 

vo
n 

Fr
ag

eb
ög

en
 

un
d/

od
er

 E
xp

er
te

ni
nt

er
vi

ew
s.

 
 Z

us
tim

m
un

g 
zu

r V
er

öf
fe

nt
lic

hu
ng

 v
on

 P
ro

je
kt

da
te

n 
du

rc
h 

da
s 

M
in

is
te

riu
m

. 

N
r. 

2.
14

 
N

r. 
6.

14
 

  
 



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 12 vom 19. April 2017 247
 E 

R
 L

 Ä
 U

 T
 E

 R
 U

 N
 G

 E
 N

   
Z 

U
R

   
A

 N
 L

 A
 G

 E
 

 Ve
ro

rd
nu

ng
 N

r. 
65

1/
20

14
 

M
it 

de
r A

llg
em

ei
ne

n 
G

ru
pp

en
fre

is
te

llu
ng

sv
er

or
dn

un
g 

(A
G

V
O

) w
er

de
n 

be
st

im
m

te
 s

ta
at

lic
he

 B
ei

hi
lfe

m
aß

na
hm

en
 a

ls
 m

it 
de

m
 B

in
ne

nm
ar

kt
 v

er
ei

nb
ar

 e
rk

lä
rt 

un
d 

vo
n 

de
r A

nm
el

-
du

ng
s-

 u
nd

 G
en

eh
m

ig
un

gs
pf

lic
ht

 fr
ei

ge
st

el
lt.

 
 EE

W
är

m
eG

 
E

rn
eu

er
ba

re
-E

ne
rg

ie
n-

W
är

m
eg

es
et

z 
 EF

H
, D

H
H

, R
H

 
E

in
fa

m
ili

en
ha

us
, D

op
pe

lh
au

sh
äl

fte
, R

ei
he

nh
au

s 
– 

G
eb

äu
de

 in
 e

in
em

 W
oh

ng
eb

ie
t, 

da
s 

nu
r e

in
e 

W
oh

nu
ng

 e
nt

hä
lt.

 
E

s 
gi

lt 
au

ch
 d

an
n 

al
s 

E
in

fa
m

ilie
nh

au
s,

 w
en

n 
es

 z
u 

ge
w

er
bl

ic
he

n 
od

er
 ö

ffe
nt

lic
he

n 
Zw

ec
ke

n 
m

it 
be

nu
tz

t w
ird

 u
nd

 d
ad

ur
ch

 d
ie

 E
ig

en
ar

t a
ls

 E
in

fa
m

ilie
nh

au
s 

ni
ch

t w
es

en
tli

ch
 b

ee
in

-
trä

ch
tig

t w
ird

. 
 Ei

nl
ie

ge
rw

oh
nu

ng
 

E
in

e 
zw

ei
te

, m
ei

st
 je

do
ch

 k
le

in
er

e,
 s

ep
ar

at
e 

W
oh

nu
ng

 in
 e

in
em

 E
in

fa
m

ili
en

ha
us

. S
ie

 b
es

itz
t e

in
en

 e
ig

en
en

 Z
ug

an
g 

un
d 

ei
ne

 e
ig

en
e 

G
ru

nd
ve

rs
or

gu
ng

 w
ie

 S
tro

m
zä

hl
er

 o
de

r T
el

e-
fo

na
ns

ch
lu

ss
. 

 G
ew

B 
G

ew
er

be
be

tri
eb

 
 M

FH
 

M
eh

rfa
m

ilie
nh

au
s 

– 
G

eb
äu

de
 in

 e
in

em
 W

oh
ng

eb
ie

t, 
da

s 
m

eh
r a

ls
 n

ur
 e

in
e 

ab
ge

sc
hl

os
se

ne
 W

oh
nu

ng
 e

nt
hä

lt.
 E

s 
gi

lt 
au

ch
 d

an
n 

al
s 

M
eh

rfa
m

ilie
nh

au
s,

 w
en

n 
es

 z
u 

ge
w

er
bl

ic
he

n 
od

er
 ö

ffe
nt

lic
he

n 
Zw

ec
ke

n 
m

it 
be

nu
tz

t w
ird

 u
nd

 d
ad

ur
ch

 d
ie

 E
ig

en
ar

t a
ls

 M
eh

rfa
m

ili
en

ha
us

 n
ic

ht
 w

es
en

tli
ch

 b
ee

in
trä

ch
tig

t w
ird

. 
 N

eu
ba

u 
be

ze
ic

hn
et

 e
in

e 
ak

tu
el

l f
er

tig
ge

st
el

lte
 Im

m
ob

ili
e.

 M
it 

de
m

 S
ch

lu
ss

ab
na

hm
es

ch
ei

n 
gi

bt
 d

ie
 B

au
be

hö
rd

e 
si

e 
of

fiz
ie

ll 
zu

m
 B

ez
ug

 fr
ei

. I
m

 R
ah

m
en

 d
ie

se
r R

ic
ht

lin
ie

 w
er

de
n 

al
s 

N
eu

ba
u 

al
le

 Im
m

ob
ili

en
 b

ez
ei

ch
ne

t, 
be

i d
en

en
 e

in
e 

B
au

ge
ne

hm
ig

un
g 

au
s 

de
m

 J
ah

re
 2

00
9 

od
er

 s
pä

te
r v

or
lie

gt
 o

de
r d

ie
 a

uf
gr

un
d 

ei
ne

s 
B

au
an

tra
ge

s 
au

s 
20

09
 o

de
r s

pä
te

r e
rr

ic
ht

et
 w

er
-

de
n.

 
 Pr

oz
es

sw
är

m
e 

P
ro

ze
ss

w
är

m
e 

is
t W

är
m

e 
au

s 
A

nl
ag

en
, d

ie
 W

är
m

e 
fü

r P
ro

ze
ss

e 
fü

r d
ie

 g
ew

er
bl

ic
he

 o
de

r i
nd

us
tri

el
le

 N
ut

zu
ng

 b
er

ei
ts

te
lle

n.
 

 W
oh

nu
ng

 / 
W

oh
ne

in
he

it 
bi

ld
et

 e
in

e 
se

lb
st

st
än

di
ge

, r
äu

m
lic

h 
un

d 
w

irt
sc

ha
ftl

ic
h 

ab
ge

sc
hl

os
se

ne
 W

oh
ne

in
he

it,
 in

 d
er

 e
in

 s
el

bs
ts

tä
nd

ig
er

 H
au

sh
al

t g
ef

üh
rt 

w
er

de
n 

ka
nn

, o
hn

e 
da

ss
 d

ie
 M

itb
en

ut
zu

ng
 a

nd
er

er
 

R
äu

m
e 

im
 H

au
s 

m
eh

r a
ls

 ü
bl

ic
h 

er
fo

lg
t. 

  W
irk

un
gs

gr
ad

 
 W

oh
ng

eb
äu

de
 

si
nd

 G
eb

äu
de

, d
ie

 n
ac

h 
ih

re
r Z

w
ec

kb
es

tim
m

un
g 

üb
er

w
ie

ge
nd

 d
em

 W
oh

ne
n 

di
en

en
, e

in
sc

hl
ie

ßl
ic

h 
W

oh
n-

, A
lte

n-
 u

nd
 P

fle
ge

he
im

en
 s

ow
ie

 ä
hn

lic
he

n 
E

in
ric

ht
un

ge
n.

 In
 W

oh
ng

e-
bä

ud
en

 k
ön

ne
n 

si
ch

 a
uc

h 
B

ür
os

 o
de

r G
es

ch
äf

te
 b

ef
in

de
n.

 

– MBl. NRW. 2017 S. 237



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 12 vom 19. April 2017248

Personal- und Sachausgaben, laufende Betriebs- und 
Unterhaltungskosten sowie Bau- und Instandhal-
tungskosten. 

 4.4.3
  Die zuwendungsfähigen Ausgaben bei den anerkann-

ten Schweißhundstationen werden durch das für die 
Jagd zuständige Ministerium festgelegt.

 4.4.4
  Für die Einrichtung von Hegegemeinschaften im Sinn 

des § 8 des Landesjagdgesetztes Nordrhein-Westfalen 
sind die Verwaltungsausgaben für fünf Jahre zuwen-
dungsfähig. Hierzu zählen Gründungs- und Aufbau-
kosten, Ausgaben für die Zusammenlegung, Fusion 
oder Erweiterung von Hegegemeinschaften, Personal-
ausgaben und Reisekosten nach den Maßgaben des 
Landesreisekostengesetzes, Ausgaben für Weiterbil-
dungsmaßnahmen der Geschäftsführung, Geschäfts-
ausgaben, Ausgaben für sächliche Erstausstattungen 
und Ausstattungsverbesserungen sowie Software.

 4.4.5
  Bürgerschaftliches Engagement gemäß Nummer 2.4.2 

der Verwaltungsvorschriften zu § 44 der Landeshaus-
haltsordnung in der Form von freiwilligen, unentgelt-
lichen Arbeiten kann bei Fördermaßnahmen nach 
Nummer  2.1.3 und 2.1.4 als fi ktive Ausgabe in Höhe 
von 15 Euro je geleisteter Stunde in die Bemessung 
einbezogen werden. Als bürgerschaftliches Engage-
ment gelten insbesondere nicht Leistungen in Erfül-
lung einer Verpfl ichtung aus einem Beschäftigungs-
verhältnis oder einer organschaftlichen Stellung beim 
Zuwendungsempfänger. Als Beleg für die geleisteten 
Arbeitsstunden sind einfache Stundennachweise zu 
erstellen, die zu unterschreiben sind. Sie müssen den 
Namen des oder der ehrenamtlich Tätigen, Datum, 
Dauer und Art der Leistung beinhalten und sind vom 
Zuwendungsempfänger gegenzuzeichnen. Die Höhe 
der fi ktiven Ausgabe darf bei Maßnahmen der Num-
mer  2.1.3  20 Prozent, bei Maßnahmen der Num-
mer  2.1.4  10 Prozent, der zuwendungsfähigen Ge-
samtausgaben nicht übersteigen.“

7.   Nach Nummer  5.3 wird folgende Nummer  5.4 ange-
fügt:

 „5.4
  Bei mehrjährigen Maßnahmen können bis zu fünfjäh-

rige Durchführungszeiträume beschieden werden.“

8.  Der Nummer 6.4 wird folgender Satz angefügt:

  „Bei den anerkannten Schweißhundstationen und 
Hegegemeinschaften im Sinn des § 8 des Landesjagd-
gesetztes Nordrhein-Westfalen werden gemäß Num-
mer  10.2 der Verwaltungsvorschriften zu §  44 der 
Landeshaushaltsordnung einfache Verwendungsnach-
weise zugelassen.“

9.   In Nummer 8 wird die Angabe „März 2018“ durch die 
Angabe „Mai 2022“ ersetzt.

Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung 
in Kraft.

– MBl. NRW. 2017 S. 248

7920

Richtlinien über die Gewährung von
Zuwendungen aus den Mitteln der Jagdabgabe

Runderlass des Ministeriums für Klimaschutz, 
Umwelt, Landwirtschaft,Natur- und Verbraucherschutz 

– III 6-71-60-00.03 –
vom 30. März 2017

Der Runderlass des Ministeriums für Klimaschutz, Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz vom 
8. März 2013 (MBl. NRW. S. 123), der durch Runderlass 
vom 22. Juli 2014 (MBl. NRW. S.  471) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1.  Die Nummern 2.1.3 bis 2.1.5 werden wie folgt gefasst:

 „2.1.3
  Neubau von Schießstandanlagen, die dem jagdlichen 

Schießwesen dienen

 2.1.4
  Ertüchtigung (Ausbau und Instandhaltung) von 

Schießstandanlagen, die dem jagdlichen Schießwesen 
dienen

 2.1.5
  Jagdliche Weiterbildungsmaßnahmen im Rahmen von 

Lehrstätten und Lehrrevieren“.

2.  In Nummer 2.2.5 wird das Wort „insbesondere“ durch 
das Wort „beispielsweise“ ersetzt.

3.   Nach Nummer 2.2.5 wird folgende Nummer 2.2.6 an-
gefügt:

 „2.2.6
  Einrichtung von Hegegemeinschaften im Sinn des § 8 

des Landesjagdgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
7.  Dezember 1994 (GV. NRW. 1995  S.  2, ber. 
1997 S. 56) in der jeweils geltenden Fassung“.

4.  Nummer 4.2.1 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz  1 werden nach dem Wort „Maßnahmen“ 
die Wörter „außer der Nummer  2.1.4 und“ einge-
fügt.

 b)  Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

   „Anteilsfi nanzierung in Höhe von bis zu 90 Pro-
zent der zuwendungsfähigen Ausgaben für Maß-
nahmen der Nummer 2.1.4.“.

 c)   In Satz  4 wird nach dem Wort „des“ die Wörter 
„für die Jagd zuständigen“ eingefügt.

5.  Nummer 4.2.2 wird wie folgt gefasst:

 „4.2.2
 Festbetragsfi nanzierung:

 a)   Bei den anerkannten Schweißhundstationen be-
trägt der Festbetrag 1 500 Euro je Schweißhund-
station pro Jahr.

 b)   Bei den Prüfungsveranstaltungen für Jagdge-
brauchshunde werden die Festbeträge für die ein-
zelnen Prüfungen jährlich von der Bewilligungs-
behörde im Einvernehmen mit dem für die Jagd 
zuständigen Ministerium festgelegt und bekannt 
gegeben. Bis zur Bekanntgabe der neuen Festbe-
träge sind die bisherigen Festbeträge anzuwenden. 

 c)   Für die Einrichtung von Hegegemeinschaften im 
Sinn des § 8 des Landesjagdgesetztes Nordrhein-
Westfalen beträgt der Festbetrag 800 Euro pro 
Jahr.“

6.  Nummer 4.4 wird wie folgt gefasst:

 „4.4
 Bemessungsgrundlage, Höhe der Zuwendung

 4.4.1
 Bagatellgrenze: 250 Euro

 4.4.2
  Zu den zuwendungsfähigen Ausgaben zählen bei den 

jagdlichen Weiterbildungsmaßnahmen im Rahmen 
von Lehrstätten und Lehrrevieren die für diese Maß-
nahmen entstehenden anteilsmäßigen Ausgaben, wie 
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Landschaftsverband Westfalen-Lippe 

Jahresabschluss 2015
des LWL-Bau- und Liegenschaftsbetriebes

Bekanntmachung des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe

vom 24. März 2017

Der Beschluss der Landschaftsversammlung Westfalen-
Lippe vom 24. November 2016 über die Feststellung des 
geprüften Jahresabschlusses 2015 des LWL-Bau- und 
Liegenschaftsbetriebes sowie der abschließende Vermerk 
der Gemeindeprüfungsanstalt NRW sind im Internet un-
ter

http://www.lwl.org/LWL/Der LWL/Organisation/
Zahlen-Fakten-Dokumente/Bekanntmachungen

öffentlich bekannt gemacht worden.

Münster, den 24. März 2017

Der Direktor
des Landschaftsverbandes

Westfalen-Lippe

Matthias  L ö b

– MBl. NRW. 2017 S. 249

III.

Polizeipräsidium Bonn 

Öffentliche Bekanntmachung 
über eine öffentliche Zustellung

(hier: Rosendo Aquilino Toni Fugmann)
Bekanntmachung des Polizeipräsidiums Bonn 

vom 31. März 2017

Das Schreiben des Polizeipräsidiums Bonn an

Herrn
Rosendo Aquilino Toni Fugmann

Letzte bekannte Anschrift:
Goethestraße 23
53113 Bonn

vom 31. März 2017 /ZA 12.1-57.06.13- Rosendo Aquilino 
Toni Fugmann) wird hiermit öffentlich zugestellt.

Das Schreiben kann beim Polizeipräsidium Bonn, Kö-
nigswinterer Straße 500, 53227 Bonn, eingesehen wer-
den.

Durch die öffentliche Zustellung können Fristen in Gang 
gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste dro-
hen können.

Bonn, den 31. März 2017

Im Auftrag

B o r g a r d s

– MBl. NRW. 2017 S. 249
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